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 1 Einleitung 

1 Einleitung 

Wer betrachtet sie nicht gerne, die historisch erhaltenen Gebäude bei ei-

nem Gang durch die Altstadt? Auch im Urlaub oder auf Reisen suchen 

viele Menschen sie auf, machen Fotos und versenden Postkarten mit typi-

schen Sehenswürdigkeiten der Stadt oder der Region, wie dem Dom, 

Schlössern, Burgen oder historischer Altstadtstraßen. Bei oben genannten 

Objekten handelt es sich meist um Kulturdenkmale, die in der Lage sind, 

uns eine Geschichte zu erzählen und uns Ausschnitte aus Kunst, Hand-

werk und Technik vergangener Tage zeigen.  

Dass es bei der Beurteilung, was ein Denkmal ist, jedoch nicht nur auf den 

Geschmack oder ästhetische Kriterien ankommt,1 sondern dass ein 

Denkmal eine durch Gesetz vorgegebene Rechtsfrage ist, soll dem Leser 

unter anderem in dieser Diplomarbeit näher gebracht werden.  

Alleine Baden-Württemberg besitzt über 90 000 Kulturdenkmale,2 die als 

Zeugnisse der Vergangenheit erhalten werden sollten. 

Auch angesichts der Globalisierung und der damit verbundenen Verein-

heitlichung unserer Welt wird zunehmend deutlich, dass die Unverwech-

selbarkeit einer Region vom Verlust bedroht ist. Der Denkmalschutz kann 

helfen, dies zu verhindern. Wie und in welchem Ausmaß der Denkmal-

schutz und die Denkmalpflege in Baden-Württemberg hierzu beitragen 

können, soll in dieser Diplomarbeit, auch anhand des Beispiels eines der 

ältesten Universitätsgebäude Tübingens, der „Alten Aula“, dargestellt wer-

den.  

Die Archäologie und die UNESCO Weltkulturerben sind nicht Bestandteil 

dieser Diplomarbeit. 

                                                           
1 Vgl. Martin in Martin/Krautzberger: Handbuch Denkmalschutz und Denkmalpflege-
einschließlich Archäologie-, Verlag C.H.Beck, München 2006, S. 84 Rn. 22 
2 Vgl. Broschüre Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg (Hrsg.), Denkmalpflege in Baden-
Württemberg, Verlagsbüro Wais und Partner, Stuttgart 2007, S. 5 



 2 Das Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg 

2 Das Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg 

2.1 Gesetzgebungskompetenz 

Anders als Art. 150 der Weimarer Verfassung enthält das Grundgesetz 

keine Norm, die sich unmittelbar mit dem Denkmalschutz befasst.3 Da das 

Grundgesetz dem Bund die Gesetzgebungskompetenz weder als aus-

schließliche (Art. 73 GG), noch als konkurrierende (Art. 74 GG) Gesetzge-

bungskompetenz verliehen hat, fällt das Denkmalschutzrecht gem. Art. 70 

Abs. 1 GG unter die Gesetzgebung der Länder. In Deutschland obliegt der 

Denkmalschutz also der Kulturhoheit der Länder.4 Art. 3c Abs. 2 LV legt 

fest, dass die Landschaft, sowie die Denkmale der Kunst, der Geschichte 

und der Natur öffentlichen Schutz und die Pflege des Staates und der 

Gemeinde genießen.5 

2.2 Entstehung und Aufbau des Denkmalschutzgesetzes  

Bereits nach dem Zweiten Weltkrieg verabschiedete Südbaden im Juli 

1949 das erste badische Denkmalschutzgesetz, welches 1962 als Grund-

lage für den Gesetzesentwurf des Dritten Landtag von Baden-

Württemberg diente. Der Gesetzesentwurf von 1962 entsprach in seinem 

Aufbau und seinen Grundzügen schon dem heutigen Gesetz. Jedoch 

brachten Diskussionen über einzelne Bestimmungen, vor allem die zum 

Schutz kirchlicher Kulturdenkmale, das Gesetzgebungsverfahren zum 

Stillstand. Erst im Jahr 1970 wurde dem Landtag ein neuer, überarbeiteter 

Entwurf vorgelegt. Nachdem daran noch einige Veränderungen vorge-

nommen wurden, trat am 01. Januar 1972 das Gesetz zum Schutz der 

Kulturdenkmale (Denkmalschutzgesetz-DSchG) in Kraft.6 

                                                           
3 Vgl. Martin in Martin/Krautzberger: Handbuch Denkmalschutz und Denkmalpflege,  
 S.80 Rn. 13 
4 Vgl. Körner, Raimund: Denkmalschutz und Eigentumsschutz, Duncker und Humblot Verlag, 
Berlin 1992, S. 19 
5 Vgl. Strobel, Heinz/Majocco, Ulrich/Sieche, Heinz: Denkmalschutzgesetz für Baden-
Württemberg, Verlag W. Kohlhammer, 2. Auflage, Stuttgart 2001, S. 1 
6 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, S. 1 
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Das Denkmalschutzgesetz Baden-Württemberg (DSchG) besteht aus 9 

Abschnitten und ist wie folgt aufgebaut: 

Der Erste Abschnitt (§ 1)  befasst sich mit der Aufgabe von Denkmal-

schutz und Denkmalpflege.                                                                                                                  

Im Zweiten Abschnitt (§§ 2-5) sind der Gegenstand und die Organisation 

des Denkmalschutzes geregelt.                                                                                              

Der Dritte Abschnitt (§§ 6-11)  enthält allgemeine Schutzvorschriften, 

darüberhinaus gewährt der Vierte Abschnitt (§§ 12-18)  den eingetrage-

nen Kulturdenkmalen einen zusätzlichen Schutz.                                                                       

Im Fünften Abschnitt (§ 19)  wurde eine spezielle Regelung für die Ge-

samtanlagen getroffen.                                                                                                                     

Der Sechste Abschnitt (§§ 20-23)  regelt das Verhalten und das Verfah-

ren beim Fund von Kulturdenkmalen.                                                                                                           

Im Siebten Abschnitt (§ 24)  wird die Entschädigung geregelt.                                                              

Die förmliche Enteignung ist Bestandteil des Achten Abschnitts (§§ 25, 

26) und der Neunte und somit letzte Abschnitt (§§ 27-35)  enthält Rege-

lungen über Ordnungswidrigkeiten, Übergangsbestimmungen und 

Schlussbestimmungen.7 

 

 

                                                           
7 Vgl. DSchG Baden-Württemberg i.d.F. der Bekanntmachung vom 06.12.1983 (GBL: s: 797), 
zuletzt geändert durch Art. 10 der Verordnung vom 25. April 2007 (GBL. S. 252, 253)  
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3 Der Denkmalbegriff 

3.1 Herleitung des Begriffs 

Das lateinische Wort für Denkmal ist „monumentum“. Dieses Wort setzt 

sich aus den Wörtern „monere“ (mahnen, erinnern), sowie „mens, mentis“ 

(Denkkraft, Sinn, Gedanke) zusammen.8 Denkmale sind also unter ande-

rem vom Menschen geschaffene Sachen, an denen Geschichte erkennbar 

ist, und die uns dadurch zum Nachdenken auffordern und unser Interesse 

wecken.9 Im engeren Sinne stellt ein Denkmal ein bewusst gesetztes Zei-

chen dar, das an ein Ereignis oder auch an eine Person erinnern soll.10 

3.2 Kulturdenkmale 

§ 2 Abs. 1 des Denkmalschutzgesetztes für Baden-Württemberg definiert 

ein Kulturdenkmal wie folgt: 

„Kulturdenkmale im Sinne dieses Gesetzes sind Sachen, Sachgesamthei-

ten und Teile von Sachen, an deren Erhaltung aus wissenschaftlichen, 

künstlerischen oder heimatgeschichtlichen Gründen ein öffentliches Inter-

esse besteht.“  

Mit Ausnahme der Begriffe „Sachen“ und „Teile von Sachen“ handelt es 

sich bei allen Tatbestandsmerkmalen der oben genannten Definition um 

unbestimmte Rechtsbegriffe, die der Auslegung bedürfen.11 Die Ausle-

gung ist im vollen Umfang gerichtlich überprüfbar. Der Verwaltung steht in 

§ 2 DSchG kein Ermessensspielraum zu.12 Maßstab ist der Kenntnis- und 

Meinungsstand eines großen Kreises von Sachverständigen.13  

                                                           
8Vgl. Hubel, Achim: Denkmalpflege, Philipp Reclam jun., Stuttgart 2006, S. 138 
9 Vgl. Deutsches Nationalkomitee für Denkmalschutz: Kursbuch Denkmalschutz, 3. Auflage, 
Bonn 2000, S. 8 
10 Vgl. Hubel, Achim: Denkmalpflege, S. 138 
11 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 2 Rn. 8 
12 Vgl. Moench, Christoph/Otting, Olaf: Die Entwicklung des Denkmalschutzrechts (Teil 1)-
Voraussetzungen der Denkmaleigenschaft; NVwZ 2000 Heft 2, 147 
13 Vgl. Martin in Martin/Krautzberger: Handbuch Denkmalschutz und Denkmalpflege S. 89 Rn. 31 



 5 Der Denkmalbegriff 

Für den Begriff „Sache“ im Denkmalschutzrecht gelten die §§ 90ff BGB. 

Dieser Begriff umfasst sowohl bewegliche als auch unbewegliche Sa-

chen.14 

Ein Kulturdenkmal muss nach oben genannter Definition nicht nur aus ei-

ner Sache bestehen, sondern kann auch eine Mehrheit von Sachen oder 

nur ein Teil davon sein. Somit kann z. B. nicht nur das Gebäude ein Kul-

turdenkmal sein, sondern auch die ganze Siedlung oder nur das einzelne 

Portal.15 

Nach § 2 Abs. 2 DSchG fällt auch das Zubehör unter ein Kulturdenkmal, 

wenn es mit der Hauptsache eine Einheit von Denkmalwert bildet. Zube-

hör im Sinne des Denkmalschutzes sind bewegliche Sachen, die mit dem 

Kulturdenkmal in einem Funktionszusammenhang stehen und nicht des-

sen wesentlicher Bestandteil sind. Es ist jedoch nicht erforderlich, dass es 

sich zwingend um ein Zubehör im Sinne des Zivilrechts  (§ 97 Abs. 1 BGB) 

handeln muss. Es handelt sich also z. B. auch um ein Zubehör im denk-

malschutzrechtlichen Sinne, wenn sich der dokumentarische und exemp-

larische Wert der beweglichen Sache aus dem Zusammenhang mit der 

Hauptsache ergibt.16 

Der Denkmalbegriff wird nicht von einer Zeitschranke eingeschränkt, was 

bedeutet, dass Objekte von der Vor- und Frühgeschichte bis hin zu Objek-

ten aus der jüngsten Zeit Kulturdenkmale sein können.17 

Außer Baden-Württemberg unterscheiden sämtliche Länder zumindest 

Bau-, Boden-, und bewegliche Denkmäler.18 § 2 des Denkmalschutzge-

setzes für Baden-Württemberg verwendet nur den einheitlichen Oberbeg-

riff „Kulturdenkmal“ und definiert nicht zusätzliche Begriffe für Denkmalgat-

                                                           
14 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 2 Rn. 9 
15 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 2 Rn. 10 
16 Vgl. Strobl/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 2 Rn. 27 
17 Vgl. Maier, Wolfgang/Gloser, Kurt: Denkmalschutz in Baden-Württemberg, Kommunal- u. 
Schul- Verlag, 2. Auflage, Wiesbaden 2000, S. 17 
18 Vgl. Martin in Martin/Krautzberger: Handbuch Denkmalschutz und  
Denkmalpflege, S. 90 Rn. 34 
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tungen wie z. B. Bodendenkmale, Baudenkmale oder bewegliche Denk-

male.19  

3.2.1 Denkmalfähigkeit und Denkmalwürdigkeit 

Die einzelnen Denkmalschutzgesetze der Länder haben zum Teil unter-

schiedliche Definitionen des Denkmalbegriffs, jedoch haben sie eines ge-

meinsam: Die Denkmalfähigkeit und die Denkmalwürdigkeit als Voraus-

setzung dafür, dass eine Sache zum Kulturdenkmal wird.20 Diese beiden 

Begriffe werden jedoch in keinem der 16 Denkmalschutzgesetze erwähnt, 

sondern sind von der Rechtssprechung herausgearbeitet worden.21 

Denkmalfähigkeit  

Die Denkmalfähigkeit einer Sache liegt vor, wenn die Sache aus einem 

der drei in § 2 Abs. 1 DschG genannten Schutzgründe erhaltenswert ist. 

Die Denkmalfähigkeit ist bereits bei Vorliegen eines Schutzgrundes be-

gründet, sie kann sich aber auch aus der Kombination mehrere Schutz-

gründe ergeben.22 Außer den in § 2 Abs. 1 DSchG abschließend aufge-

führten wissenschaftlichen, künstlerischen oder heimatgeschichtlichen 

Gründen, gibt es keine weitere Schutzgründe, die zur Denkmaleigenschaft 

eines Gebäudes führen können.23 In Baden-Württemberg ist diese Fest-

stellung von Bedeutung, da das Denkmalschutzgesetz für Baden-

Württemberg den Schutzgrund der „städtebaulichen Bedeutung“ nicht 

enthält. Städtebauliche Gründe sind, anders als in fast allen anderen Lan-

desgesetzen, in Baden-Württemberg kein Merkmal, welches den Denk-

malwert einer Sache selbständig begründet, und dürfen daher nicht als 

Schutzgrund betrachtet werden.24  

                                                           
19 Vgl. Maier/Gloser: Denkmalschutz in Baden-Württemberg, S. 17 
20 Vgl. Moench/Otting: Die Entwicklung des Denkmalschutzrechts (Teil 1); NVwZ 2000 Heft 2, 
147 
21 Vgl. Martin in Martin/Krautzberger: Handbuch Denkmalschutz und Denkmalpflege S. 89 Rn. 32 
22 Vgl. Strobl/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 2 Rn.23 
23 VGH BW (Mannheim), ESVGH 43, 267 
24 Vgl. Strobl/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, §2 Rn. 22 
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In Baden-Württemberg werden nach § 2 Abs. 1 DSchG also nur folgende 

Merkmale als Schutzgründe zugelassen, die die Denkmalfähigkeit einer 

Sache begründen: 

a) wissenschaftliche Gründe 

Wissenschaftliche Gründe liegen dann vor, wenn die Sache für die Wis-

senschaft oder einen Wissenschaftszweig von Bedeutung ist. Im Vorder-

grund dieses Schutzmerkmals steht die dokumentarische Bedeutung einer 

Sache für die Wissenschaft, da sie den bestimmten Wissensstand einer 

geschichtlichen Epoche bezeugt. So z. B. der Kirchengrundriss oder die 

Kirchengestaltung für die Theologie, als Dokument für eine bestimmte 

theologische Auffassung, oder für die Geschichts- und Sozialwissenschaf-

ten typische Siedlungsarten als Ausdruck bestimmter Lebensweisen. Auch 

besondere Konstruktionsmerkmale für die Bau- und Architekturwissen-

schaft können als Zeichen der erstmaligen Überwindung von statischen 

Problemen den Wissensstand einer geschichtlichen Epoche bezeugen.25 

Erfasst werden auch technische Denkmale, wie z. B. Brücken, Mühlen, 

Schleusen oder Bahnanlagen.  

b) künstlerische Gründe 

Das Merkmal der künstlerischen Bedeutung verlangt in Baden-

Württemberg eine gesteigerte ästhetische oder gestalterische Qualität. 

Dies ist z. B. dann gegeben, wenn eine Sache eine exemplarische Dar-

stellung für eine bestimmte Stilrichtung oder für das Werk eines Künstlers 

wiedergibt, oder auch wenn sich die Form und die Funktion eines Bauwer-

kes in besonders gelungener Weise entsprechen.26  

Im Vergleich zu Baden-Württemberg muss dagegen nach Ansicht des 

OVG Nordrhein-Westfalen das Resultat weder insgesamt, noch im Detail 

                                                           
25 VGH BW VBlBW 1989, 18;  1 S 1949/87 unter 1b, aa 
26 VGH BW VBlBW 1989, 18;  1 S 1949/87 unter 1b bb 
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besonders qualitätsvoll sein, und als Maßstab darf auch nicht das ästheti-

sche Empfinden der Gegenwart dienen.27  

Künstlerische Gründe werden selten für sich alleine zur Rechtfertigung 

einer Unterschutzstellung herangezogen. Häufig treten zu dem künstleri-

schen Interesse noch wissenschaftliche oder historische Gründe hinzu.28 

c) heimatgeschichtliche Gründe 

Nur in Baden-Württemberg wird von den sogenannten „heimatgeschichtli-

chen“ Gründen gesprochen. Die meisten anderen Bundesländer verwen-

den den Begriff „geschichtliche“ Gründe.29 Laut VGH Kassel, reicht es je-

doch für die geschichtliche Bedeutung aus, wenn diese sich auf die Orts- 

oder Heimatgeschichte beschränkt.30 

Durch das Merkmal „heimatgeschichtlich“ werden Objekte erfasst, die in 

wissenschaftlicher und auch in künstlerischer Hinsicht ohne Belang sind, 

jedoch Gegenstand der Erinnerung an Vergangenes oder der Achtung vor 

dem Überlieferten sind, weil sie für die jeweilige Landschaft aus Gefühls- 

oder Erinnerungsgründen einen besonderen Wert besitzen.31   

Der VGH Mannheim unterscheidet hinsichtlich der heimatgeschichtlichen 

Bedeutung folgende Werte:  

Erinnerungswert: Der Erinnerungswert begründet das Denkmal als 

Schutzobjekt, wenn dem Objekt als Wirkungsort namhafter Personen oder 

Schauplatz historischer Ereignisse ein bestimmter Erinnerungswert zuzu-

schreiben ist.  

                                                           
27 OVG NW, NVwZ-RR 1992, 531, 533 
28 Vgl. Strobl/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 2 Rn. 20 
29 Vgl. Moench/Otting: Die Entwicklung des Denkmalschutzrechts (Teil 1);  
NVwZ 2000 Heft 2, 148 
30 VGH Kassel, BRS 57 Nr. 262 
31 Vgl. Strobl/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 2 Rn. 21 
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Assoziationswert:  Der Assoziationswert liegt vor, wenn das Objekt im Be-

wusstsein der Bevölkerung einen Bezug zu bestimmten sozialen, kulturel-

len oder politischen Verhältnissen seiner Zeit aufweist. 

Aussagewert: Der Aussagewert setzt voraus, dass (heimat-) geschichtli-

che Entwicklungen an dem Objekt anschaulich gemacht werden.32 

Alleine das Alter eines Objektes ist kein Wert, der die Denkmalfähigkeit 

begründet. Entscheidend ist vielmehr  der dokumentarische und exempla-

rische Charakter des Schutzobjektes als Zeugnis der Vergangenheit.33 

Denkmalwürdigkeit  

Die Denkmalwürdigkeit eines Objekts wird durch das öffentliche Interesse 

begründet.34 Demnach ist ein Objekt denkmalwürdig, wenn die Notwen-

digkeit seiner Erhaltung der Bevölkerung oder eines breiten Kreises von 

Sachverständigen bewusst ist. Bei der Prüfung ob ein öffentliches Interes-

se besteht, hat die Denkmalschutzbehörde die denkmalpflegerische Be-

lange abzuwägen und den Rang der Bedeutung des konkreten Schutzob-

jektes zu bewerten.35 Bei der Abwägung ist eine zweistufige Interessen-

abwägung zu beachten.  Zur Begründung des öffentlichen Interesses nach 

§ 2 DSchG können lediglich die „wissenschaftlichen, künstlerischen oder 

heimatgeschichtlichen Gründe“ herangezogen werden (erste Stufe). An-

derweitige öffentliche Belange, wie Verkehr, Wasserwirtschaft, Energie-

versorgung, Finanzwirtschaft oder private Interessen des Eigentümers, 

sind erst bei der Ermessensentscheidung über das Schicksal des Kultur-

denkmals im Rahmen der Genehmigungstatbestände (§§ 8,15,19,21,22 

DSchG) in die Interessenabwägung einzustellen (zweite Stufe).36  

                                                           
32 Vgl. VGH Mannheim, NVwZ-RR 1989, 239 
33 Vgl. VGH Mannheim, ESVGH 41,316 
34 Vgl. Strobl/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 2 Rn. 24 
35 Vgl. VGH Mannheim, DVBl 1988, 1220 
36 Vgl. Strobl/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 2 Rn. 24 
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Als Maßstab für die Beurteilung, ob ein öffentliches Erhaltungsinteresse 

gegeben ist, wird der Kenntnis- und Wissensstand eines sachverständigen 

Fachmanns herangezogen.37 

3.2.2 Gesamtanlage gem. § 19 DSchG 

Gegenstand einer Gesamtanlage sind alle unbeweglichen Sachen, wie     

z. B. Gebäude oder unbebaute Grundstücksflächen, wie Straßen, Plätze, 

Wasserflächen oder Parkanlagen, die sich innerhalb eines bestimmten 

Bereiches befinden.38 Schutzgegenstand des § 19 DschG ist die Gesamt-

erscheinung dieser Mehrheit von unbeweglicher Sachen.  

Gesamtanlagen sind Gegenstand des Denkmalschutzes, ohne  Kultur-

denkmal zu sein (§ 2 Abs. 1 und Abs. 3 Nr. 2 DSchG). Einzelne Bestand-

teile der Gesamtanlage müssen demnach nicht selbst ein Denkmal sein, 

jedoch können innerhalb der Gesamtanlage auch einzelne Kulturdenkma-

le vorhanden sein, für die dann zusätzlich noch der volle Schutz des Ge-

setzes gilt. 39 

Der Schutz der Gesamtanlage unterscheidet sich vom Schutz der Kultur-

denkmale u. a. durch den Schutzumfang. Während sich der Schutz eines 

Kulturdenkmals auf die gesamte Bausubstanz und auf das Erscheinungs-

bild erstreckt (§ 8 DSchG), erstreckt sich der Schutz der Gesamtanlage 

nur auf das Erscheinungsbild, da bei Gesamtanlagen dem öffentlichen 

Interesse bereits durch die Erhaltung des Erscheinungsbildes entsprochen 

wird.  

Gem. § 19 DSchG umfasst der Bildschutz bei baulichen Anlagen nur den 

Schutz der Gegenstände, die von außen sichtbar sind. Sofern das ge-

schützte Bild nicht verändert wird, sind Eingriffe in die Substanz von Ein-

                                                           
37 Vgl. Strobl/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 2 Rn. 25 
38 Vgl. Strobl/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 19 Rn. 5 
39 Vgl. Seehausen, Karl-Reinhard: Denkmalschutz und Denkmalpflege, Deutsche Verlagsanstalt 
Stuttgart München 2000, S. 30 Rn. 2.3.1 
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zelobjekten innerhalb der geschützten Gesamtanlage genehmigungsfrei, 

es sei denn, es handelt sich um Kulturdenkmale gem. § 2 Abs. 1 DSchG.40 

Gem. § 19 Abs. 1 DSchG wird eine solche Gesamtanlage erst durch eine 

Satzung der Gemeinde unter Denkmalschutz gestellt. Die Unterschutzstel-

lung ist also konstitutiv, was bedeutet, dass es nicht ausreichend ist, wenn 

die einzelnen Tatbestandsvoraussetzungen vorliegen, sondern es muss 

eine förmliche Unterschutzstellung, hier durch die Satzung, erfolgen. In 

der Stadt Tübingen wird gerade darüber diskutiert im Jahr 2010 die Ne-

ckarfront oder sogar die gesamte Altstadt durch eine Satzung unter den 

Schutz einer Gesamtanlage zu stellen.41 In beiden Fällen würde die Alte 

Aula in Tübingen dabei in den Schutzbereich einer Gesamtanlage fallen. 

3.2.3 Umgebungsschutz gem. § 15 Abs. 3 DSchG 

§ 15 Abs. 3 DSchG besagt, dass bauliche Anlagen, die sich in der Umge-

bung eines eingetragenen Kulturdenkmals befinden, nur mit Genehmigung 

der Denkmalschutzbehörde errichtet, beseitigt oder verändert werden dür-

fen, sofern die Umgebung für das Erscheinungsbild des Kulturdenkmals 

von erheblicher Bedeutung ist. Der Begriff „bauliche Anlage“ ergibt sich 

aus § 2 Abs. 1 LBO. In § 8 Abs. 1 Nr. 2 und § 15 Abs. 1 Nr. 2 DSchG wird 

der Schutz auf das Kulturdenkmal selbst beschränkt. § 15 Abs. 3 schützt 

darüberhinaus die Wirkung des Kulturdenkmals in seiner Umgebung. Da-

durch wird der Schutz des Erscheinungsbildes des eingetragenen Kultur-

denkmals erweitert. 

Was alles zu der Umgebung eines Gebäudes zählt, hängt von der Art, der 

Größe und der Lage des Kulturdenkmals, sowie von der Eigenart der Um-

gebung ab. Eine erhebliche Bedeutung der Umgebung liegt dann vor, 

wenn die Ausstrahlungskraft des Kulturdenkmals wesentlich von der Ge-

staltung seiner Umgebung abhängt.  

                                                           
40 Vgl. Strobl/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 19 Rn. 4 
41 Vgl. Anlage 1, S. XII 
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Dies ist z. B. der Fall, wenn die Umgebung die Wirkung des Kulturdenk-

mals wegen des architektonischen Konzepts prägt.42 Es kommt also auf 

den jeweiligen Einzelfall und -ähnlich wie bei der bauordnungsrechtlichen 

Verunstaltung- auf das ästhetische Empfinden eines nicht unaufgeschlos-

senen Durchschnittsbürgers an.43 

Die Denkmalschutzbehörde hat bei der Genehmigungserteilung von bauli-

chen Anlagen in der Umgebung eines eingetragenen Kulturdenkmals 

grundsätzlich ein Ermessen. Satz 3 des § 15 Abs. 3 DSchG schränkt die-

ses Ermessen jedoch ein. Hier findet eine Ermessensreduzierung auf Null 

statt. Danach ist  eine Genehmigung u. a. dann zu erteilen, wenn das Er-

scheinungsbild des Denkmals durch ein Vorhaben nur unerheblich oder 

nur vorübergehend beeinträchtigt werden würde.44 Im Fall der Alten Aula 

spielt der Umgebungsschutz eher eine untergeordnete Rolle, da die meis-

ten Gebäude in der Umgebung der Alten Aula, selbst die Denkmaleigen-

schaft tragen und somit aufgrund dessen schon der Genehmigungspflicht 

unterliegen.45  

Die Nichtbeachtung der Genehmigungspflicht kann trotz Genehmigungs-

fähigkeit zur Einleitung einer Ordnungswidrigkeit führen.46 Eine Ord-

nungswidrigkeit nach § 27 Abs. 1 Nr. 1 DSchG liegt vor, wenn ohne die 

erforderliche Genehmigung Handlungen vorgenommen werden, die in den 

§§ 8, 15 Abs. 1, Abs. 2 Satz 1, Abs. 3 Satz 1 und 2, § 21, § 22 Abs. 2 Satz 

1 genannt sind, oder vollziehbare Auflagen, die in der Genehmigung 

enthalten sind, nicht eingehalten werden. Die Höhe der Geldbuße richtet 

sich nach § 27 Abs. 2 DschG. 

 

                                                           
42 Vgl. Strobl/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 15 Rn. 12 
43 Vgl. Seehausen: Denkmalschutz und Verwaltungspraxis, S. 32 Rn. 2.3.2 
44 Vgl. Strobl/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 15 Rn.15 
45 Vgl. Anlage 2, S. XIV 
46 Vgl. Seehausen: Denkmalschutz und Verwaltungspraxis, S. 32 Rn. 2.3.2 
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4 Denkmalschutz und Denkmalpflege 

4.1 Die Aufgabe des Denkmalschutzes und der Denkmal pflege 

Als  lebendige Zeugnisse jahrhunderteralter Geschichte und Kultur gelten 

Denkmale als Vermittler zwischen der Vergangenheit und der Gegen-

wart.47 Sie sind jedoch nicht nur Vermittler der Geschichte, sondern zu-

dem auch Teil der Geschichte. Sie ermöglichen es, die „Geschichte anzu-

fassen“. Deshalb ist die Aufgabe des Denkmalschutzes und der Denkmal-

pflege, die Denkmale möglichst unverfälscht in ihrer vorhandenen Subs-

tanz zu sichern, und an nachfolgende Generationen als “echtes“ Kulturer-

be weiterzugeben.48 

Ganz allgemein legt § 1 Abs. 1 DSchG die Aufgabe von Denkmalschutz 

und Denkmalpflege fest. Demnach müssen diese die Kulturdenkmale 

schützen und pflegen. Vor allem müssen sie den Zustand der Kulturdenk-

male überwachen und auf die Abwendung von Gefährdung und die Berg-

ung von Kulturdenkmalen hinwirken. Die Aufgabenerfüllung erfolgt gem.   

§ 1 Abs. 2 DSchG durch das Land und die Gemeinden, im Rahmen ihrer 

Leistungsfähigkeit. Die beiden Begriffe Denkmalschutz und Denkmalpflege 

umfassen Maßnahmen, durch die der gesetzliche Zweck zum einen durch 

hoheitliche Ge- und Verbote und zum anderen durch betreuende, fördern-

de sowie forschende Tätigkeit ohne Eingriffscharakter erzielt wird.49  

Als Denkmalschutz  werden hoheitliche Maßnahmen der Behörden be-

zeichnet, die auf die Erhaltung von Denkmalen gerichtet sind. Diese Maß-

nahmen können Ge- und Verbote, sowie Genehmigungen, Erlaubnisse 

und Sanktionen sein, die an die Eigentümer oder sonstige Verfügungsbe-

                                                           
47 Vgl. Hubel: Denkmalpflege S. 13 
48 Vgl. Broschüre Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg (Hrsg.), Denkmalpflege in Baden-
Württemberg, S. 10 
49 Vgl. Körner: Denkmalschutz und Eigentumsschutz S. 23 



 14 Denkmalschutz und Denkmalpflege 

rechtigte von Denkmalen gerichtet sind50 und meistens durch einen Ver-

waltungsakt erlassen werden.51  

Die Denkmalpflege  umfasst dagegen alle Handlungen nicht hoheitlicher 

Art, welche der Erhaltung, Instandhaltung und Instandsetzung dienen. 

Hierzu gehören die unmittelbar verbessernden und erhaltenden Metho-

den, wie z. B. die Restaurierung, sowie vorsorgende Tätigkeiten, wie Bera-

tungen und Aufklärungen.52 Auch Subventionsgewährungen, wie die in § 6 

Satz 2 DSchG geregelten Zuschüsse des Landes, fallen unter den Bereich 

der Denkmalpflege.53 Anders als beim Denkmalschutz können die Tätig-

keiten der Denkmalpflege nicht nur vom Staat und den Behörden, sondern 

auch von jedem Eigentümer eines Denkmals ausgeführt werden.54  

Vom Denkmalschutz und der Denkmalpflege werden nur die Kulturdenk-

male, nicht jedoch die Naturdenkmale umfasst.55 

4.2 Die Anfänge des Denkmalschutzes und der Denkmal pflege 

In der Literatur lässt sich kein genauer Zeitpunkt finden, den man als Be-

ginn der Denkmalpflege in Deutschland  bezeichnen könnte. Den Beginn 

der Denkmalpflege könnte Goethes 1773 erschienener Aufsatz „Von 

deutscher Baukunst“ darstellen. In diesem Aufsatz beschreibt Goethe, wie 

er zum ersten Mal das Straßburger Münster besichtigt. Durch die darges-

tellte Betrachtung des Straßburger Münsters, könnte zum ersten Mal ein 

Gebäude als Denkmal erkannt worden sein.  

Desweiteren verordnete Friedrich II., Landgraf zu Hessen, bereits 1779, 

dass im Falle einer notwendigen Reparatur an Kirchen, Kapellen, Schlös-

                                                           
50 Vgl. Hammer in Martin/Krautzberger: Handbuch Denkmalschutz und Denkmalpflege, 
 S. 6 Rn. 9 
51 Vgl. Körner: Denkmalschutz und Eigentumsschutz: S. 23 
52 Vgl. Martin in Martin/Krautzberger: Handbuch Denkmalschutz und Denkmalpflege, S. 1 Rn. 2 
53 Vgl. Hammer in Martin/Krautzberger: Handbuch Denkmalschutz und Denkmalpflege, 
 S. 6 Rn. 9 
54 Vgl. Martin in Martin/Krautzberger: Handbuch Denkmalschutz und Denkmalpflege S. 1 Rn. 2 
55 Vgl. Hammer in Martin/Krautzberger: Handbuch Denkmalschutz und Denkmalpflege, 
 S. 6 Rn. 10 
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sern, Schul- und anderen geistlichen Gebäuden, sowie an Amts- und Ra-

thäusern sorgfältigst darauf geachtet werden müsse, dass kein Monument 

durch Zerschlagung oder sonstige Weise Schaden erleide. 

Auch Alexander Markgraf von Bayreuth hielt es 1780 bereits für notwen-

dig, Reliquien, Münzen, Schriften oder Malereien zu inventarisieren.56 

Allgemein lässt sich sagen, dass Karl Friedrich Schinkel (1781-1841) als 

Initiator der Denkmalpflege in Deutschland gilt.57 Friedrich Schinkel war 

Schüler bei Friedrich Gilly, einem der begabtesten Architekten seiner Zeit. 

Auch Gilly setzte sich ansatzweise für die Bewahrung historischer Gebäu-

de ein.58 Im Jahre 1810 wurde Schinkel zum preußischen Baubeamten 

ernannt. Als Baubeamter erhielt Schinkel bei seinen vielen Dienstreisen 

einen guten Überblick über den Bestand an bedeutenden historischen 

Bauten im ganzen Land.59 Aufgrund der Säkularisierung zu Beginn des 

19. Jahrhunderts wurden zahlreiche geistliche Fürstentümer und Klöster 

aufgelöst und eine Zerstörungswelle hatte das Land erfasst, da Kirchen 

teilweise sogar abgerissen wurden.60 Dies nahm Schinkel zum Anlass, 

darüber nachzudenken, wie er gegen diese Verluste vorgehen könnte. In 

einem Schreiben an König Friedrich Wilhelm III. vom 17.08.1815 schilder-

te Schinkel diese Situation im Königreich und drängte auf Verbesserung. 

Um diesen bedrohlichen Zustand zu verbessern, schlug Schinkel vor, eine 

eigene Behörde zu gründen. Diese Behörde sollte eine sogenannte 

Schutzdeputation sein, die aus Mitgliedern der verschiedensten Stände 

bestand.61 Außerdem erkannte Schinkel, dass die Inventarisation von 

Bau- und Kunstdenkmalen für die Denkmalpflege unerlässlich sei, da man 

nur in der Lage sei zu erhalten, wovon man auch Kenntnis habe.62 Dies 

war der Beginn einer Reihe von Vorschriften in Preußen.  

                                                           
56 Vgl. Artikel Sonderausgabe 20 Jahre Denkmalschutz im Nachrichtenblatt: Denkmalpflege in 
Baden-Württemberg 2/2005, S. 9 
57 Vgl. Kiesow, Gottfried: Denkmalpflege in Deutschland, Theiss Verlag, 4. Auflage, 2000, S. 16  
58 Vgl. Hubel, Achim: Denkmalpflege, S. 33 
59 Vgl. Schmidt, Leo: Einführung in die Denkmalpflege, Konrad Theiss Verlag GmbH,  
Stuttgart 2008 
60 Hubel, Achim: Denkmalpflege, S. 36 
61 Vgl. Kiesow, Gottfried: Denkmalpflege in Deutschland, S.16 
62 Vgl. Hubel, Achim: Denkmalpflege, S. 38 
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In Baden-Württemberg  selbst führt der Beginn der staatlichen Denkmal-

pflege bis ins 17. Jahrhundert zurück. Bereits im Jahre 1670 gab Herzog 

Eberhard III. von Württemberg den Auftrag, alle gefundenen Altertümer 

abzuliefern. Einige Jahrzehnte später forderte der fürstlich-hohenlohische 

Hofrat Christian Ernst Hanselmann die Erhaltung von römischen Ruinen.63 

1853 wurde im Herzogtum Baden als erster Konservator der staatlichen 

Denkmalpflege August von Bayer eingesetzt. Fünf Jahre später folgte in 

Württemberg die Einstellung  von Konrad  Hassler, als erster württember-

gischer staatlicher Konservator.64 

Die Frage, ob ein Bauwerk rekonstruiert oder konserviert werden sollte, 

führte um 1900 zu einem großen Streitthema in der Denkmalpflege. Diese 

Diskussion spiegelte sich wesentlich am Wiederaufbau des Heidelberger 

Schlosses wieder, welches zu einem der bekanntesten Kulturdenkmalen 

Baden-Württembergs gehört. Carl Schäfer (1844-1904), ein Karlsruher 

Historist, hatte 1897 die Ausbesserung des Friedrichsbaus des Heidelber-

ger Schlosses unternommen. Der Friedrichsbau war der einzige Teil des 

Schlosses, der nicht vollständig zerstört war. Dabei kam ihm die Idee, wei-

tere Teile des Schlosses zu rekonstruieren, wobei er jedoch auf starken 

Protest seitens Georg Dehio (1850-1932) stieß.65 Dieser wandte sich ge-

gen das Vorhaben Schäfers, da er der Meinung war, dass Schäfer da-

durch nicht Denkmalpflege, sondern Denkmalerneuerung betreibe.66 Nach 

Georg Dehio galt der Grundsatz des Erhaltens -und zwar nur des Erhal-

tens.67 Obwohl Schäfer schließlich die Wiederherstellung des Schlosses 

vornahm, gilt Dehio als einer der bedeutendsten und erfolgreichsten Den-

                                                                                                                                                               
 
63 Vgl. Broschüre Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg (Hrsg.), Denkmalpflege in Baden-
Württemberg, S. 9, vgl. auch Anlage 3, S. XVI 
64 Vgl. Anlage 3, S. XVI 
65 Vgl. Artikel Sonderausgabe 20 Jahre Denkmalschutz im Nachrichtenblatt: Denkmalpflege in 
Baden-Württemberg 2/2005, S. 10 
66 Vgl. Huse, Norbert: Denkmalpflege, Verlag C.H Beck, 2. Auflage, München, 1996, S. 111 
67 Vgl. Schmidt, Leo: Einführung in die Denkmalpflege, S. 41 
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ker und Akteure der Denkmalpflege.68 Denn bis heute gilt das Leitbild der 

Substanzerhaltung und der Wahrung des Erscheinungsbildes.69  

4.3 Denkmalschutzbehörden 

Von der Gründung des Bundeslandes Baden-Württemberg 1952 bis zum 

Jahr 1971, entwickelte sich in den jeweiligen Regierungsbezirken eine 

kleine aber aktive Denkmalpflege in Baden-Württemberg. Am 01. Januar 

1972 gründete das Land Baden-Württemberg schließlich das Landes-

denkmalamt und erließ ein entsprechendes Denkmalschutzgesetz, dessen 

§ 3 Abs. 1 aufführt, bei welchen Behörden es sich in Baden-Württemberg 

um Denkmalschutzbehörden handelt.70 

Die Denkmalschutzbehörden, die im Folgenden kurz dargestellt werden,  

sind in Baden-Württemberg dreistufig aufgebaut. Durch die Verwaltungs-

strukturreform kam es im Jahr 2005 zu einem grundlegenden Wandel der 

Organisation der staatlichen Denkmalpflege. Hiervon war vor allem das 

Landesdenkmalamt, welches für alle fachlichen Fragen des Denkmal-

schutzes in Baden-Württemberg zuständig war, betroffen.71 Neben den 

Denkmalschutzbehörden gibt es noch den Denkmalrat und ehrenamtliche 

Beauftragte. 

4.3.1 Oberste Denkmalschutzbehörde 

Seit Juni 2006 ist die Oberste Denkmalschutzbehörde gem. § 3 Abs. 1 Nr. 

1 DSchG das Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg. Zuvor war das 

Innenministerium die Oberste Denkmalschutzbehörde in Baden-

Württemberg. Als Oberste Denkmalschutzbehörde entscheidet das Wirt-

schaftsministerium über alle grundsätzlichen und landesweit bedeutsamen 

Angelegenheiten des Denkmalschutzes und der Denkmalpflege. 

                                                           
68 Vgl. Mörsch, Georg in: Georg Dehio (1580-1932), 100 Jahre Handbuch der deutschen Kunst-
denkmäler, Deutscher Kunstverlag, München, Berlin 2000, S.133 
69 Vgl. Anlage 3, S. XVI 
70 Vgl. Artikel Sonderausgabe 20 Jahre Denkmalschutz im Nachrichtenblatt: Denkmalpflege in 
Baden-Württemberg 2/2005, S. 12 
71Vgl. Broschüre Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg (Hrsg.), Denkmalpflege in Baden-
Württemberg, S. 7  
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Dazu gehört vor allem das Denkmalförderprogramm. Es hat außerdem die 

Rechts- und Fachaufsicht über die untergeordneten Denkmalschutzbe-

hörden (höhere und untere Denkmalschutzbehörde), und erarbeitet u. a. 

die gesetzlichen Grundlagen und erforderlichen Rechtsvorschriften. Darü-

ber hinaus bereitet die Oberste Denkmalschutzbehörde Entscheidungen 

für die Landesregierung vor, kooperiert mit den Denkmalstiftungen des 

Landes und steuert den Einsatz der Haushaltsmittel.72 

4.3.2 Höhere Denkmalschutzbehörde 

Höhere Denkmalschutzbehörden sind gem. § 3 Abs. 1 Nr. 2 DSchG die 

Regierungspräsidien. Somit gibt es in Baden-Württemberg vier höhere 

Denkmalschutzbehörden. (Regierungspräsidien Stuttgart, Freiburg, Tübin-

gen und Karlsruhe). In jedem der vier Regierungspräsidien ist ein Fachre-

ferat „Denkmalpflege“ vorhanden, welches für die regionalen konservatori-

schen Aufgaben in ihrem Regierungsbezirk zuständig ist. Durch die Ver-

waltungsstrukturreform im Jahr 2005 wurde das Landesdenkmalamt, wel-

ches seit 1972 Landesoberbehörde war, in die Regierungspräsidien ein-

gegliedert.73 Außerdem wurde beim Regierungspräsidium Stuttgart eine 

Abteilung „Landesamt für Denkmalpflege“ (LAD) eingerichtet, die ihren 

Sitz in Esslingen/Neckar hat.74 Gem. § 3 Abs. 2 Satz 2 hat das „Lande-

samt für Denkmalpflege“ in allen landesweiten Angelegenheiten der fach-

lichen Denkmalpflege eine unterstützende Funktion. Eine Aufzählung der 

Aufgaben des Landesamtes enthält § 3 Abs. 2 Satz 3 DSchG. Zu ihren 

Aufgaben gehören demnach z. B. die Entwicklung konservatorischer Leit-

linien und Standards zur Erfassung, Bewertung und Behandlung von Kul-

turdenkmalen. 

Gem. § 13 Abs. 1 DSchG ist die höhere Denkmalschutzbehörde auch für 

die Eintragung und Löschung eines Denkmals im Denkmalbuch zuständig. 

                                                           
72 Vgl. Broschüre Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg (Hrsg.), Denkmalpflege in Baden-
Württemberg, S. 71 
73 Vgl. Broschüre Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg (Hrsg.), Denkmalpflege in Baden-
Württemberg, S. 7 
74 Vgl. Anlage 4, S. XVII 
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Außerdem wird das Denkmalbuch gem. § 14 Abs. 1 DSchG bei der höhe-

ren Denkmalschutzbehörde geführt. 

4.3.3 Untere Denkmalschutzbehörde 

§ 3 Abs. 1 Nr. 3 DSchG legt fest, dass die unteren Baurechtsbehörden 

auch gleichzeitig untere Denkmalschutzbehörden sind. Dies sind gem.      

§ 46 Abs. 1 Nr. 3 LBO die unteren Verwaltungsbehörden und die in § 46 

Abs. 2 und 3 genannten Gemeinden und Verwaltungsgemeinschaften. 

Gem § 7 Abs. 4 DSchG ist die untere Denkmalschutzbehörde für alle An-

gelegenheiten, die mit einem Denkmal zusammenhängen, sachlich zu-

ständig, soweit das Gesetz keine andere Denkmalschutzbehörde für zu-

ständig erklärt. Die untere Denkmalschutzbehörde hat ihre Entscheidung 

gem. § 3 Abs. 4 Satz 2 nach Anhörung der höheren Denkmalschutzbe-

hörde zu treffen. Möchte die untere Denkmalschutzbehörde von den Äu-

ßerungen der höheren Denkmalschutzbehörde abweichen, muss sie dies 

gem. § 3 Abs. 4 Satz 2 DSchG rechtzeitig vorher mitteilen. 

4.3.4 Denkmalrat und ehrenamtlich Beauftragte 

Der Denkmalrat  besteht gem. § 4 DSchG aus höchstens 16 ehrenamtli-

chen Mitgliedern, die mit Fragen des Denkmalschutzes vertraut sind. Der 

Denkmalrat setzt sich aus zwei Hauptgruppen zusammen. Die eine Grup-

pe besteht aus Fachleuten, die andere Gruppe besteht aus Vertretern der 

Eigentümerinteressen, bei denen es sich häufig um Vertreter der staatli-

chen Hochbauverwaltung, der Kirchen oder private Denkmaleigentümer 

handelt.75 Es wird bei jeder höheren Denkmalschutzbehörde je ein Denk-

malrat gebildet, der bei grundsätzlichen Entscheidungen gehört wird. 

Außerdem besteht die Möglichkeit, ehrenamtliche Beauftragte  des 

Denkmalschutzes zu bestellen. Diese sollen den Denkmalpflegegedanken 

stärken und das örtliche Wissen über die Geschichte und die Denkmale 

einbringen. Die Beauftragten der Denkmalschutzbehörde werden in den 

                                                           
75 Vgl. Strobl/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 4 Rn. 11 
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§§ 5, 10 Abs. 2 und § 20 Abs. 2 DSchG genannt. Abschließende Rege-

lungen über ihrer Stellung und Aufgaben enthält jedoch nicht das Gesetz, 

sondern die Verwaltungsvorschrift vom August 2005 des damals zuständi-

gen Innenministeriums über die ehrenamtlichen Beauftragten für die 

Denkmalpflege (VwV Beauftragte für Denkmalpflege).76 Nach Nr. 1.1 die-

ser VwV soll es in jedem Stadt- und Landkreis mindestens einen ehren-

amtlichen Beauftragten für Denkmalpflege im Fachbereich Bau- und 

Kunstdenkmalpflege geben. 

4.4 Denkmalpflege als Arbeitsplatzförderung 

Die Aufgaben bei der Erhaltung von Denkmalen sind so umfangreich und 

mit unterschiedlichen Anforderungen und Schwierigkeitsgraden verbun-

den, dass bei der Arbeit an einem Denkmal meist sehr viele unterschiedli-

che Berufsbilder mit unterschiedlichem Ausbildungsniveau beteiligt sind. 

So können bei der Denkmalpflege z. B.  Architekten, Ingenieure, Archäo-

logen, Kunsthistoriker, Naturwissenschaftler oder auch Juristen beteiligt 

sein.77 

Eine der wichtigsten Grundlagen für die Umsetzung einer erfolgreichen 

Denkmalpflege ist jedoch das Handwerk. Ca. 90 Prozent der Arbeit an der 

Pflege eines Denkmals sind Handwerksleistungen. Studien belegen, dass 

80 Prozent der Sanierungskosten eines Denkmals auf das Personal und 

nur 20 Prozent auf das benötigte Material entfallen. Im gewöhnlichen 

Bauhandwerk geht man dagegen im Durchschnitt von einem Verhältnis 

von 50 zu 50 Prozent aus. Somit sind bei Denkmalpflegearbeiten mit ei-

nem gleich hohen Investitionsvolumen ungleich mehr Arbeitskräfte gebun-

den, als bei normalen Baugeschehen.78   

                                                           
76 GABl. 2005, 700 
77 Vgl. Haspel in Martin/Krautzberger: Handbuch Denkmalschutz und Denkmalpflege, 
 S. 34 Rn. 70 
78 Vgl. Haspel in Martin /Krautzberger: Handbuch Denkmalschutz und Denkmalpflege,  
S. 32 Rn. 65 
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Die Restaurierung von Denkmalen stellt eine sehr anspruchsvolle Aufgabe 

dar, da man hierbei nicht nur in der Lage sein muss, die modernen Hand-

werkstechniken anzuwenden, sondern auch die historische Erscheinungs-

form und  die Aussage eines Objektes erkennen und berücksichtigen 

muss. Der Zentralverband für Deutsches Handwerk bietet deshalb die 

Fortbildung zum  „Restaurator im Handwerk“ an. Dabei lernen die jeweili-

gen Meister in ihrem Handwerk vertiefte Kenntnisse und Fertigkeiten in 

der handwerklichen Denkmalpflege.79 Außerdem bieten einige Hochschu-

len in Deutschland auch das Studium zum Restaurator an.  Unter anderem 

auch die Staatliche Akademie der Bildenden Künste in Stuttgart.80 

Neben dem Handwerk profitiert auch der Tourismus von der Denkmalpfle-

ge. So nutzt z. B. die Deutsche Zentrale für Tourismus den Denkmalbe-

stand ganz bewusst als Webeträger für den Besuch historischer High-

lights. Da der Kulturtourismus als arbeitsintensiver Sektor Beschäfti-

gungsmöglichkeiten für Reiseleiter oder auch Gästeführer anbietet, trägt 

die Denkmalpflege also auch mittelbar zur Arbeitsplatzförderung in der 

Tourismusbranche bei.81 

Weiter haben Nachweise ergeben, dass staatliche Mittel zur Denkmalför-

derung einen hohen wirtschaftlichen Multiplikatoreffekt haben. Jeder öf-

fentliche Zuschuss löst durchschnittlich ein um das Neunfache höheres 

Investitionsvolumen aus, was bedeutet, dass auf jeden Euro, der öffentlich 

bezuschusst wird, rund neun Euro Zusatzinvestitionen kommen. Diese 

Tatsache trägt sowohl mittelbar, als auch unmittelbar zur Erhaltung und 

Schaffung von Arbeitsplätzen bei.82 

 

                                                           
79 Vgl. Anlage 5, S. XVIII 
80 Vgl. Anlage 6, S. XIX 
81 Vgl. in Martin/Krautzberger: Handbuch Denkmalschutz und Denkmalpflege S. 31 Rn. 63 u. 64 
82 Vgl. Haspel in Martin/Krautzberger: Handbuch Denkmalschutz und Denkmalpflege, 
S. 29 Rn. 59 
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5 Verfahren zur Unterschutzstellung eines Denkmals 

Es gibt zwei unterschiedliche Verfahren, um ein Denkmal unter Schutz zu 

stellen. Zum einen gibt es das System der Generalklausel, auch ipso-

iure oder nachrichtliches System  genannt, und zum anderen gibt es das 

konstitutive System  (Eintragungsprinzip). In Baden-Württemberg liegt 

eine Mischform der beiden Systeme vor. Das Generalklauselprinzip findet 

bei Kulturdenkmalen, die Kraft Gesetz unter Denkmalschutz stehen, An-

wendung, wohingegen das konstitutive System bei Kulturdenkmalen von 

besonderer Bedeutung, die durch ein Eintragungsverfahren unter einem 

zusätzlichen Schutz stehen, Anwendung findet.83 

5.1 Generalklauselprinzip 

Die generalklauselartige Legaldefinition des § 2 DSchG bestimmt, welche 

Objekte unter den Schutzbereich des Denkmals fallen. Weist ein Objekt 

also die Merkmale des Denkmalbegriffs auf, steht es automatisch kraft 

Gesetz unter Denkmalschutz. 

In Vergleich zu anderen Bundesländern, ist in Baden-Württemberg eine 

Listeneintragung als Voraussetzung für die Anwendung der allgemeinen 

Schutzbestimmungen vom Gesetz nicht erforderlich. Daher ist eine be-

sondere Feststellung der Denkmaleigenschaft in einem Eintragungs- oder 

Feststellungsverfahren nicht notwendig. Die Denkmaleigenschaft als Tat-

bestandsvoraussetzung der Genehmigungs- und Schutzvorschriften ist 

deshalb in der konkreten Einzelfallentscheidung (Genehmigung/ Anord-

nung) festzustellen. Der Vorteil des Generalklauselprinzips liegt darin, 

dass das Objekt mit dem Inkrafttreten des Gesetzes und somit ohne vor-

herige zeitaufwändige Erfassung sofort unter Schutz gestellt wird.84  

                                                           
83 Vgl. Viebrock in Martin/Krautzberger: Handbuch Denkmalschutz und Denkmalpflege, S. 157 
Rn. 65 und 66 
84 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 2 Rn. 29 
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Der Nachteil dieses Systems liegt darin, dass keine Transparenz für die 

Betroffenen besteht. So ist es ist z. B. möglich, dass Eigentümer und Be-

sitzer, Baugenehmigungsbehörden und Planungsträger erst bei konkreten 

Veränderungsabsichten erfahren, dass es sich bei dem Objekt um ein 

Denkmal handelt, und somit denkmalpflegerische Anforderungen zu be-

achten sind. Durch die verspäteten Informationen, kann es dann zu Ver-

zögerungen des Bauablaufs, unvorhergesehenem Mehraufwand und Pla-

nungskosten bis hin zum Verlust von Denkmalsubstanz kommen.85 Je-

doch begründet der Umstand, dass dem Eigentümer eines Gebäudes die 

Denkmaleigenschaft unbekannt geblieben ist, und insbesondere auch 

nicht von der zuständigen Behörde mitgeteilt wurde, kein schutzwürdiges 

Vertrauen. Die sich aus dem Gesetz ergebende Erhaltungspflicht eines 

Kulturdenkmals setzt nicht voraus, dass das Kulturdenkmal in eine Denk-

malliste eingetragen oder der Eigentümer über die Denkmaleigenschaft 

unterrichtet ist.86  

Um diese Schwäche des Generalklauselprinzips zu beheben, wurde in 

Baden-Württemberg im Jahre 1977 durch Verwaltungsvorschrift eine 

nachrichtliche Erfassung der Kulturdenkmale in einer Liste angeordnet. 

Diese Liste hat jedoch lediglich einen nachrichtlichen Charakter, um oben 

genannte Transparenzprobleme zu vermeiden. Deswegen spricht man 

hierbei auch von dem sog. „nachrichtlichen System“.87 

5.2 Konstitutives System bei Kulturdenkmalen von be sonderer Be-

deutung 

Wie oben bereits aufgeführt ist, besteht in Baden-Württemberg keine 

Pflicht zur  Listeneintragung als Voraussetzung zur Anwendung der allge-

meinen Schutzbestimmungen. 

                                                           
85 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 2 Rn. 30 
86 Vgl. VGH Mannheim, VBlBW 1992 S. 58 
87 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 2 Rn. 30 
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Jedoch genießen Kulturdenkmale von besonderer Bedeutung gem. § 12 

DschG durch die Eintragung in das Denkmalbuch einen zusätzlichen 

Schutz. Das Denkmalbuch begründet jedoch nicht den allgemeinen 

Schutz, sondern ist Grundlage für einen zusätzlichen (gesteigerten) 

Schutz. 88  

Voraussetzung dafür, dass ein Kulturdenkmal eingetragen wird, ist seine 

besondere Bedeutung. Diese liegt dann vor, wenn das Kulturdenkmal in 

besonderem Maß wissenschaftliche, künstlerische oder heimatgeschichtli-

che Bedeutung besitzt, und aus diesem Grund ein gesteigertes öffentli-

ches Erhaltungsinteresse besteht. Die besondere Bedeutung muss zu-

sätzlich zu den Begriffsmerkmalen des Kulturdenkmals gem. § 2 vorlie-

gen.89 Ein Beispiel für ein Kulturdenkmal von besonderer Bedeutung ist 

die „Alte Aula“ in Tübingen, die in den Kapiteln 8 und 9 genauer dargestellt 

wird. 

Der zusätzliche Schutz besteht aus den zusätzlichen Genehmigungsvor-

behalten und gesteigerten materiellrechtlichen Anforderungen des § 15 

DSchG, welcher unter anderem die Genehmigung der Denkmalschutzbe-

hörde für Veränderungen am Denkmal selbst und der Umgebung voraus-

setzt. Außerdem findet der zusätzliche Schutz Ausdruck in den Anzeige-

pflichten von Schäden und Veräußerung gem. § 16 DSchG und der Ver-

ordnungsermächtigung gem. § 18 DschG zum Erlass von Schutzvorschrif-

ten für den Katastrophenfall.90  

Es kann auch nur ein Teil einer Sache oder einer Sachgesamtheit für sich  

in das Denkmalbuch eingetragen werden, wenn die besondere Bedeutung 

nur bei einem eindeutig abgrenzbaren Teil vorliegt, z. B. bei einem baro-

cken Treppenhaus oder einem Kreuzgang eines ehemaligen Klosters. 

                                                           
88 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 2 Rn. 29 
89 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 12 Rn. 3 
90 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 12 Rn. 1 
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Die Eintragung erfolgt von Amts wegen. Sie ist vorzunehmen, wenn die 

Eintragungsvoraussetzungen vorliegen. Die Behörde hat also kein Ermes-

sen, sondern es handelt sich um eine gebundene Entscheidung. Ein Ant-

rag auf Eintragung von Seiten des Eigentümers oder des Landesdenk-

malamts ist gem. § 12 Abs. 2 Nr. 1 DSchG nur bei beweglichen Kultur-

denkmalen vorgesehen. 91 

Gem. § 13 DschG ist für die Eintragung und Löschung die höhere Denk-

malschutzbehörde zuständig. Die Eintragung stellt einen konstitutiven 

(rechtsbegründenden) Verwaltungsakt gem. § 35 LVwVfG dar, der die be-

sondere Bedeutung eines Kulturdenkmals feststellt. Die Kulturdenkmale 

werden in den Denkmallisten als Kulturdenkmale von besonderer Bedeu-

tung gekennzeichnet, auch wenn sie noch nicht im Denkmalbuch einget-

ragen sind.92 Das Denkmalbuch wird von der höheren Denkmalschutzbe-

hörde geführt. Gem. § 14 Abs. 2 DSchG ist die Einsicht in das Denkmal-

buch jedermann gestattet, der ein berechtigtes Interesse verfolgt, also     

z. B. ein Recht am Grundstück besitzt. 

Gem. § 28 Abs. 1 LVwVfG ist dem Eigentümer grundsätzlich vor der Ein-

tragung die Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Weiter ist die Eintragung 

dem Eigentümer bekannt zu geben (§ 41 Abs. 1 LVwVfG). Die Eintragung 

wird nicht schon durch die Eintragung in das Denkmalbuch selbst wirk-

sam, sondern erst mit der Bekanntgabe gegenüber dem Eigentümer.93 Die 

Eintragung (oder Ablehnung der Eintragung) ist schriftlich zu begründen 

und die Gemeinde, in deren Gebiet sich das Denkmal befindet, ist gem.    

§ 13 Abs. 2 DSchG zu hören.94 

                                                           
91 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 12 Rn. 9 
92 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 13 Rn. 3  
93 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 13 Rn. 4 u. 5 
94 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 13 Rn. 6 u. 7 
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6 Rechtsfolgen der Denkmalschutzeigenschaft 

Liegt die Denkmaleigenschaft kraft Gesetz vor, oder ist sie sogar durch 

einen konstitutiven Verwaltungsakt festgestellt worden, kann dies für den 

Eigentümer weitreichende Konsequenzen haben. Welche Pflichten dabei 

auf den Eigentümer zukommen, soll in diesem Kapitel dargestellt werden. 

6.1 Erhaltungspflicht gem. § 6 DschG 

§ 6 Satz 1 DSchG besagt, dass die Eigentümer und Besitzer von Kultur-

denkmalen diese erhalten und pflegen müssen. Die Erhaltungspflicht be-

grenzt sich dabei aber auf den Rahmen des Zumutbaren. Es wird also 

zum einen eine Rechtspflicht -die Erhaltung- begründet, zum anderen 

aber auch gleichzeitig eine Grenze der Pflicht festgelegt. Die Erhaltungs-

pflicht ist hauptsächlich eine Rechtspflicht zu positivem Handeln, jedoch 

auch zur Unterlassung schädigender Handlungen.95 Die Begriffe Erhaltung 

und pflegliche Behandlung umfassen ein breites Spektrum der unter-

schiedlichsten Handlungs- und Unterlassungspflichten. Anders als die Ge-

setze vieler anderer Bundesländer zählt das DSchG für Baden-

Württemberg keine einzelnen Pflichten auf, da diese nicht abschließend 

sein könnten.96 Die Ausführungen der Erhaltungs- bzw. Pflegemaßnah-

men müssen fachlichen Anforderungen entsprechen. Bei einem nicht 

fachgerechten Umgang mit dem Kulturdenkmal besteht die Gefahr einer 

Schädigung und es würde somit eine Verletzung der Erhaltungspflicht vor-

liegen.97 

Die verfassungsrechtliche Grundlage der Erhaltungspflicht liegt in der So-

zialpflichtigkeit des Eigentums (Art. 14 Abs. 2 GG i. V. m. Art. 2 Abs. 1 

LV).  Die Begrenzung der Erhaltungspflicht auf den „Rahmen des Zumut-

baren“ beschränkt diese auf die Reichweite der Sozialbindung des Eigen-

                                                           
95 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 6 Rn. 2 
96 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 6 Rn. 3 
97 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 6 Rn. 4 
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tums. Sozialbindung bedeutet, dass das Recht, mit dem Eigentum nach 

Belieben zu verfahren, eingeschränkt ist, wenn z. B. Rechte Dritter entge-

genstehen (§ 903 BGB). Auf die denkmalschutzrechtliche Erhaltungspflicht 

übertragen, bedeutet dies, dass bestimmte Nutzungen, die dem öffentli-

chen Erhaltungsinteresse entgegenstehen, entschädigungslos unterblei-

ben müssen, solange dies zumutbar ist. Außerdem sind bestimmte wirt-

schaftliche Beschränkungen, z. B. ein geringerer Ertrag hinzunehmen.98 

Dadurch können Konflikte zwischen dem Gebot der Erhaltung des histori-

schen Aussagewertes eines Denkmals und dem Interesse einer wirtschaft-

lichen vernünftigen Nutzung entstehen.99  

Deshalb erfolgt die Zumutbarkeitsprüfung anhand einer objektbezogenen 

Wirtschaftlichkeitsprüfung. Die wirtschaftliche Zumutbarkeit ist z. B. mit 

Hilfe einer objektiv-objektbezogenen Vergleichsberechnung zu beurtei-

len.100 Die wirtschaftliche Belastung ist für den Eigentümer dann unzumut-

bar, wenn die Kosten der Erhaltung und Bewirtschaftung nicht durch die 

Erträge oder den Gebrauchswert des Kulturdenkmals aufgewogen werden 

können.101 Dabei werden die subjektiven Vermögensverhältnisse des Ei-

gentümers nicht berücksichtigt. Sie kommen jedoch bei der Wirtschaftlich-

keitsprüfung mittelbar zur Auswirkung, wenn steuerliche Vergünstigungen 

vorliegen, deren Umfang von individuellen Einkommens- und Vermögens-

verhältnissen abhängig ist.102  

Die Durchsetzung der Erhaltung schutzwürdiger Kulturgüter wird auch 

durch die folgenden Schutzvorschriften und Rechtsfolgen der Denkmalei-

genschaft, wie die Genehmigungspflicht gem. §§ 8, 15 DSchG und der 

Generalermächtigung für Anordnungen gem. § 7 DschG, gewährleistet. 

                                                           
98 Vgl. Maier/Gloser: Denkmalschutz in Baden-Württemberg, S. 29  
99 Vgl. Moench/Otting: Die Entwicklung des Denkmalschutzrechts (Teil 2);  
NVwZ 2000 Heft 5, 516 
100 Vgl. Maier/Gloser: Denkmalschutz in Baden-Württemberg, S. 32 
101 Vgl. VGH Mannheim; VBlBW 1989,18 
102 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 6 Rn.11 
 



 28 Rechtsfolgen der Denkmalschutzeigenschaft 

6.2 Genehmigungspflicht gem. §§ 8, 15 DschG 

§ 8 DSchG besagt, dass die Zerstörung, Beseitigung und Beeinträchti-

gung des Erscheinungsbild eines Kulturdenkmals, sowie die Entfernung 

eines Kulturdenkmals aus seiner Umgebung, der Genehmigung der 

Denkmalschutzbehörde bedarf. Letzteres erfordert nur eine Genehmigung, 

soweit die Umgebung für das Kulturdenkmal von besonderer Bedeutung 

ist. 

Die Genehmigungspflicht nach § 8 DSchG ist die wichtigste Schutzvor-

schrift des Gesetzes und bezieht sich auf die Kulturdenkmale i. S. v. § 2 

DSchG (einfache Kulturdenkmale). Durch die unter Genehmigungsvorbe-

halt gestellten Maßnahmen, sichert § 8 DSchG die Erhaltung von schüt-

zenswerter Bausubstanz, des Erscheinungsbildes, sowie die Erhaltung der 

Bodendenkmale und der beweglichen Kulturdenkmale.103 Genehmigungs-

pflichtig ist demnach nicht nur der Abbruch, sondern auch jede (nachteili-

ge) Veränderung des bestehenden Zustandes.104 So ist z. B. der Einbau 

von Außenrolläden an einem mit Holzklappläden ausgestatteten Kultur-

denkmal genehmigungspflichtig, da es sich um eine nicht unwesentliche 

Änderung einer baulichen Anlage handelt.105 

§ 15 DSchG erweitert den allgemeinen Genehmigungsvorbehalt nach § 8 

DSchG für Kulturdenkmale von besonderer Bedeutung (eingetragene Kul-

turdenkmale). Durch die Verbindung der §§ 8 und 15 DSchG sind alle 

nennenswerten Veränderungen von eingetragenen Kulturdenkmalen und 

ihrer Umgebung genehmigungspflichtig. Die zusätzlichen Genehmigungs-

vorbehalte des § 15 liegen im Rahmen der Sozialpflichtigkeit des Eigen-

tums und sind durch den besonderen Denkmalwert von eingetragenen 

Kulturdenkmalen gerechtfertigt.106 

                                                           
103Vgl. Strobel/Majocco/Sieche:  Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 8 Rn. 1  
104 Vgl. Moench/Otting: Die Entwicklung des Denkmalschutzrechts (Teil 2);  
NVwZ 2000 Heft 5, 518 
105 Vgl. VGH Mannheim VBlBW 1992, 58, 59 
106 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 15 Rn. 1 



 29 Rechtsfolgen der Denkmalschutzeigenschaft 

Bei den Genehmigungsvorbehalten des § 8, sowie des § 15 DSchG han-

delt es sich um präventive Verbote mit Erlaubnisvorbehalt. Der Gesetzge-

ber will dadurch eine Kontrolle ermöglichen, damit die Kulturdenkmale 

möglichst in unverändertem Zustand bleiben. Eine Verletzung des präven-

tiven Verbots hat die Pflicht zur Beseitigung von Veränderungen oder bei 

Zerstörung die Wiederherstellung zur Folge. Sofern eine formelle und eine 

materielle Rechtswidrigkeit vorliegen, kann die Wiederherstellung bzw. 

Beseitigung der Veränderung gem. § 7 Abs. 1 DSchG angeordnet wer-

den.107 Die zuständige Denkmalschutzbehörde hat über die Erteilung oder 

die Versagung einer denkmalschutzrechtlichen Genehmigung aufgrund 

von § 7 Abs. 1 DSchG nach pflichtgemäßem Ermessen zu entscheiden.  

Dabei sind unter Beachtung des Verhältnismäßigkeitsprinzips alle dadurch 

berührten wesentlichen private und öffentliche Belange abzuwägen.108  

6.3 Auskunfts- und Duldungspflicht gem. § 10 DSchG 

§ 10 DschG dient dem hoheitlichen Vollzug und ergänzt § 7 DSchG, wel-

cher die generelle Handlungsermächtigung der Denkmalschutzbehörden 

enthält.  

§ 10 Abs. 1 DSchG verpflichtet Eigentümer und Besitzer Auskünfte über 

das Denkmal zu erteilen. Die Auskunftspflicht ist jedoch nur auf die Aus-

künfte, die für den Denkmalschutz auch notwendig sind, beschränkt. Au-

ßerdem muss die Erteilung der Auskunft für den Pflichtigen zumutbar sein. 

Es darf weder eine Verletzung der Privatsphäre des Pflichtigen vorliegen, 

noch dürfen Vorschriften des Datenschutzes verletzt werden.109 Die Aus-

kunftspflicht umfasst die mündliche oder schriftliche Mitteilung relevanter 

Tatsachen, wie z. B. Altersangaben, Herkunft oder Eigentumsverhältnisse, 

sowie die Vorlage vorhandener oder greifbarer Unterlagen, Urkunden oder 

                                                           
107 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg,  
§ 8 Rn. 3 sowie § 15 Rn.2 
108 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 8 Rn. 3 
109 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 10 Rn. 4  
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Pläne. Nicht davon umfasst wird dagegen die Herstellung oder Beschaf-

fung solcher Unterlagen.110 

§ 10 Abs. 2 DSchG räumt der Denkmalschutzbehörde oder ihren Beauft-

ragten ein Betretungsrecht der Denkmale ein. Danach dürfen Grundstücke 

betreten werden, soweit dies zur Erfüllung denkmalschutzrechtlicher Auf-

gaben erforderlich ist. Auch das Betretungsrecht gilt nur im Rahmen des 

Zumutbaren für den Pflichtigen und es ist das Verhältnismäßigkeitsprinzip 

zu beachten.  Wohnungen dürfen nur zur Verhütung dringender Gefahr für 

Kulturdenkmale betreten werden. 

Weiter umfasst § 10 Abs. 2 Satz 2 das Recht der Denkmalschutzbehörde 

zu wissenschaftlichen Erfassungsmaßnahmen (Inventarisation) und das 

Recht der Einsichtnahme in bedeutende Archive oder entsprechende an-

derer Sammlungen. 

6.4 Anzeigepflicht gem. § 16 DSchG 

Die Anzeigepflicht gem. § 16 DSchG betrifft nur die eingetragenen Kultur-

denkmale gem. § 12 DSchG.  

§ 16 Abs. 1 DSchG besagt, dass Eigentümer und Besitzer auftretende 

Schäden oder Mängel, die ein eingetragenes Kulturdenkmal gefährden 

können, unverzüglich einer Denkmalschutzbehörde anzeigen müssen. Die 

Anzeigepflicht besteht jedoch nur, wenn die Erhaltung des Kulturdenkmals 

gefährdet ist, und nicht schon aus dem Grund, dass das Erscheinungsbild 

des Kulturdenkmals in negativer Weise betroffen ist. Durch die Anzeige-

pflicht können die Denkmalschutzbehörden frühzeitige Maßnahmen zum 

Schutz der gefährdeten Kulturdenkmale vornehmen. Die Anzeige hat un-

verzüglich d.h. gem. § 121 Abs. 1 BGB ohne schuldhaftes Zögern zu er-

folgen. 

§ 16 Abs. 2 regelt die Anzeigepflicht im Falle eines Eigentumswechsels. 

Veräußerer und Erwerber sind verpflichtet, die Veräußerung innerhalb ei-

                                                           
110 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 10 Rn. 3 
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nes Monats nach dem dinglichen Verfügungsgeschäftes anzuzeigen. Die 

Anzeige des einen (Veräußerer oder Erwerber) befreit den anderen von 

seiner Anzeigepflicht. Die Anzeigepflicht entsteht nicht schon durch das 

schuldrechtliche Verpflichtungsgeschäft, sondern erst durch das dingliche 

Verfügungsgeschäft. Bei Grundstücksgeschäften entsteht die Anzeige-

pflicht also nach Einigung und Eintragung im Grundbuch gem. §§ 873       

i. V. m. 925 Abs. 1 BGB und bei beweglichen Kulturdenkmalen nach Eini-

gung und Übergabe gem. § 929 BGB.  

Durch die Anzeigepflicht können, im Falle einer Gefährdung des Kultur-

denkmals durch den Eigentumswechsel, Schutzmaßnahmen gem. § 7 

Abs. 1 getroffen werden.111 

                                                           
111 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 16 Rn. 3 und 4 
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7 Förderungsmöglichkeiten eines Denkmals 

Durch die Verpflichtung des Eigentümers zur Erhaltung und pfleglichen 

Behandlung der Denkmale durch das DSchG kann auf die Eigentümer 

eine wirtschaftliche Belastung zukommen. Deshalb gibt es verschiedene 

Möglichkeiten, Denkmale durch finanzielle Hilfen zu fördern. Zum einen 

besteht die Möglichkeit der direkten Subventionen, wie z. B. Zuwendun-

gen durch das  Land, und zum anderen gibt es indirekte staatliche Förde-

rungshilfen durch Steuervergünstigungen. Neben der Denkmalförderung 

des Landes und des Staates besteht auch die Förderungsmöglichkeit von 

Stiftungen, die dann eingesetzt werden, wenn staatliche Hilfen überhaupt 

nicht oder nicht ausreichend eingesetzt werden können.  

7.1 Denkmalförderung des Landes  

Das Land trägt bei der Erhaltung von Kulturdenkmalen gem. § 6 Abs. 2 

DSchG durch Zuschüsse  bei, soweit hierfür Haushaltsmittel zur Verfü-

gung stehen. Bei den Zuschüssen handelt es sich um zweckgebundene 

Zuwendungen.112 Die Zuwendungen des Landes sollen den Eigentümer 

oder Besitzer bei der Erfüllung der Erhaltungspflicht unterstützen.113 Zu-

wendungen gibt es für Ausgaben, die dem Eigentümer durch Sicherungs-, 

Instandsetzungs- und Unterhaltungsmaßnahmen aus Gründen der Denk-

malpflege entstehen. Dabei muss es sich allerdings um denkmalbedingte 

Mehrausgaben handeln, was bedeutet, dass die Ausgaben höher sein 

müssen als Aufwendungen, die bei vergleichbaren nicht geschützten Ob-

jekten entstehen würden. Der Regelfördersatz ist bei Privaten höher als 

bei Kommunen und Kirchen. Bei Privaten beträgt er 50 Prozent, bei Kom-

munen und Kirchen 33,3 Prozent der zuwendungsfähigen Kosten.114     

                                                           
112 Vgl. VGH Mannheim, BWGZ 1997,158 
113 Vgl. VwV Nr. 1.2 des Innenministeriums für die Gewährung von Zuwendungen zur Erhaltung 
und Pflege von Kulturdenkmalen vom 26. April 2005 (VwV-Denkmalförderung) 
114 Vgl. Anlage 7, S. XX 
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Jedoch hat der Eigentümer oder Besitzer keinen Rechtsanspruch auf sol-

che Zuschüsse.115 Die Haushaltsmittel werden üblicherweise aus dem 

Aufkommen der staatlichen Wetten und Lotterien aufgebracht.116 In den 

Jahren 2009/2010 beträgt die Summe, die aus dem Wettmittelfonds für die 

Denkmalpflege aufgebracht wird, in Baden-Württemberg voraussichtlich 

18,64 Millionen Euro (Abb. 1). 

 

Abbildung 1:  Übersicht der Verteilung des Wettmittelfonds in Baden-Württemberg117 
 

An den Bund, die Bundesländer oder einen ausländischen Staat, sowie 

deren Körperschaften, Anstalten und Stiftungen des öffentlichen Rechts, 

werden keine Zuschüsse gewährt.118 Da das Beispiel dieser Diplomarbeit, 

die „Alte Aula“ im Eigentum des Landes steht, werden in diesem Beispiel 

demnach keine Zuschüsse gem. § 6 Satz 2 DSchG gewährt. 

Die Vergabe der Zuschüsse erfolgt durch das Regierungspräsidium nach 

den Bestimmungen der §§ 23 und 44 LHO und den hierzu ergangenen 

Verwaltungsvorschriften.119 

Da die Zuwendungen bei der Beurteilung der wirtschaftlichen Zumutbar-

keit angerechnet werden, können Zuschüsse auch eine Verringerung ei-

                                                           
115 Vgl. VGH Mannheim, BWGZ 1997,158,; Vgl. auch VwV-Denkmalförderung Nr. 1.2 
116 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 6 Rn.16 
117 www.lotto-bw.de, Pfad: Das Unternehmen-wir über uns- soziales Engagement  04.01.2010 
118 Vgl. Nr. 2.2 VwV-Denkmalförderung vom 26. April 2005 
119 Vgl. Nr. 1.1 und Nr. 9.5 der VwV- Denkmalförderung vom 26. April 2005 
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ner eventuell unzumutbaren Belastung, bis hin zur Herstellung der Zumut-

barkeit einer denkmalschutzrechtlichen Entscheidung bewirken.120  

7.2 Steuerliche Vorteile gem. §§ 7i und 10f EStG 

Im Bereich der indirekten staatlichen Förderung gibt es mehrere Möglich-

keiten für die privaten Denkmaleigentümer. Diese Diplomarbeit beschäftigt 

sich jedoch nur mit den Förderungsmöglichkeiten durch das Einkommens-

steuergesetz (EStG). Weitere indirekte Subventionen kann es auch noch 

bei der Erbschafts- und Schenkungssteuer, Grundsteuer und der Umsatz-

steuer geben.121  

Das Einkommenssteuergesetz ermöglicht es, durch die §§ 7i und 10f Aus-

gaben, die zur Erhaltung oder sinnvollen Nutzung eines Baudenkmals 

dienen, höher abzuschreiben.122  

Bei Denkmalen, mit denen Einkünfte, wie etwa durch gewerbliche Nutzung 

oder Vermietung, erzielt werden, können die Herstellungskosten gem. § 7i 

EStG im Jahr der Herstellung und in den folgenden sieben Jahren (insge-

samt acht Jahre) bis zu neun Prozent und in den darauffolgenden vier 

Jahre bis zu sieben Prozent abgesetzt werden. 

Die Herstellung und Erhaltung von eigenbewohnten Kulturdenkmalen  

werden durch § 10f EStG begünstigt. Danach kann der Steuerpflichtige 

bei zu eigenen Wohnzwecken dienenden Gebäuden neun Prozent der 

Herstellungs- und Erhaltungsaufwendungen im Jahr der Fertigstellung und 

in den folgenden neun Jahren (insgesamt zehn Jahre) wie Sonderausga-

ben abschreiben. 

Es können aber auch Herstellungs- und Erhaltungsmaßnahmen an 

schutzwürdigen Kulturgütern, die weder zur Erzielung von Einkünften noch 

                                                           
120 Vgl. Strobel/Majocco/Sieche: Denkmalschutzgesetz für Baden-Württemberg, § 6 Rn.11 und 17 
121 Vgl. Martin in Martin/Krautzberger: Handbuch Denkmalschutz und Denkmalpflege  
S. 611 Rn. 189 
122 Vgl. Broschüre Wirtschaftsministerium Baden-Württemberg (Hrsg.), Denkmalpflege in Baden-
Württemberg, S. 74 
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zu eigenen Wohnzwecken genutzt werden, nach § 10g EStG begünstigt 

werden. Kulturgüter im Sinne diese Vorschrift sind Baudenkmale sowie 

denkmalgeschützte gärtnerische und sonstige Anlagen. Dazu gehören 

außerdem Mobiliar, Kunstgegenstände, Kunstsammlungen, Bibliotheken 

oder Archive. § 10g EStG gilt sowohl bei Herstellungsaufwänden als auch 

bei Erhaltungsaufwendungen.123  

Von einem Herstellungsaufwand  spricht man, wenn es durch die Art der 

Aufwendung zu einer Substanzvermehrung oder erheblichen Veränderung 

kommt. Außerdem spricht man von einem Herstellungsaufwand, wenn das 

Gebäude über seinen bisherigen Zustand hinaus, oder in seinem Ge-

brauchswert (z. B. Verlängerung der Gesamtnutzungsdauer) deutlich ver-

bessert wird. Dies kann beispielsweise bei der umfassenden Sanierung 

angenommen werden.  

Erhaltungsaufwendungen  verändern dagegen nicht die Wesensart eines 

Gebäudes, sondern erhalten es in einem ordnungsgemäßen Zustand und 

fallen regelmäßig in etwa gleicher Höhe an. Dazu gehören z. B. laufende 

Instandhaltungskosten. Es ist jedoch zu beachten, dass Zuschüsse aus 

öffentlichen Mitteln die Herstellungs- und Erhaltungsaufwendungen min-

dern.124 

Voraussetzung für die Anwendung der §§ 7i, 10f und 10g EStG sind zum 

einen das Fortbestehen der Denkmaleigenschaft während des Abschrei-

bungszeitraums und zum anderen eine entsprechende Bescheinigung der 

zuständigen Behörde. Diese muss bereits vor Beginn der Planung über 

das Vorhaben informiert werden, d. h. die Maßnahme darf nur in Abstim-

mung mit der zuständigen Behörde erfolgen.125 

                                                           
123Vgl. Anlage 8, S. XXI 
124 Vgl. Martin in Martin /Krautzberger: Handbuch Denkmalschutz und Denkmalpflege  
S. 613 Rn. 198 
125 Vgl. Martin in Martin /Krautzberger: Handbuch Denkmalschutz und Denkmalpflege  
S. 614 Rn. 201 
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7.3 Denkmalstiftung Baden-Württemberg 

Die Denkmalstiftung Baden-Württemberg wurde 1985 vom Land Baden-

Württemberg als Ergänzung zu der staatlichen Denkmalpflege gegrün-

det.126 Bei der Stiftung handelt es sich um eine rechtsfähige Stiftung des 

bürgerlichen Rechts, die ihren Sitz in Stuttgart hat. Aufgabe der Stiftung ist 

gem. § 2 Abs. 1 der Satzung der Denkmalstiftung Baden-Württemberg, bei 

der Erhaltung von Kulturdenkmalen im Sinne des Denkmalschutzgesetz-

tes beizutragen. Sie wird vor allem in den Bereichen tätig, in denen die 

staatliche Denkmalpflege nicht oder nur begrenzt helfen kann. Eine wich-

tige Aufgabe der Denkmalstiftung besteht z. B. darin, private Initiativen auf 

dem Gebiet der Denkmalpflege zu fördern. Das Land Baden-Württemberg 

leistet einen wesentlichen Beitrag zum Stiftungskapital.127 Die Höhe des 

Förderbetrags hängt von dem Einzelfall und den finanziellen Möglichkeiten 

ab. Bei Entscheidungen über die Förderanträge, wird die Stiftung durch 

die Landesdenkmalpflege fachlich beraten. 

Die Denkmalpflege hat seit ihrer Gründung bis Ende 2008 rund 47,1 Mil-

lionen Euro für über 1100 Förderungsmaßnahmen ausgegeben. Ca. 44 

Prozent der bis dorthin geförderten Maßnahmen sind in privatem Eigen-

tum. 26 Prozent sind im Besitz von Bürger- oder Privatinitiativen, bei 19 

Prozent  handelt es sich um Denkmale, die im Besitz der Kommunen sind, 

und bei 11 Prozent der geförderten Maßnahmen sind die Kirchen die Ei-

gentümer der Denkmäler.128  

                                                           
126Vgl. Anlage 9, S. XXII 
127 Vgl. Maier/Gloser: Denkmalschutz in Baden-Württemberg S. 73, vgl. auch § 4 Satzung Denk-
malstiftung Baden-Württemberg 
128 Vgl. Anlage 9, S. XXII 



 37 Die Alte Aula in Tübingen 

 

  

Die Alte Aula in Tübingen 

 
 

 

 
Abbildung 2:  Alte Aula in Tübingen129 

 

                                                           
129  
http://de.academic.ru/dic.nsf/dewiki/367953#Universit.C3.A4tsgr.C3.BCndung_im_15._Jahrhund
ert vom 04.01.2010 
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8 Die Alte Aula als Universitätsgebäude 

8.1 Die Geschichte der Alten Aula und ihrer Umgebun g 

Die Entstehungsgeschichte der Alten Aula hängt unmittelbar mit der Uni-

versitätsgründung in Tübingen im Jahre 1477 zusammen, da die Alte Aula 

zu einem der ersten Universitätsgebäude Tübingens gehört. Graf Eber-

hard im Bart (1445-1496), der zu dieser Zeit Herr über die halbe Graf-

schaft Württembergs war, beschloss in Tübingen eine sogenannte „Hohe 

Schul“ zu gründen, worauf Papst Sixtus diesem 1477 die Erlaubnis dafür 

erteilte.130 Die Tübinger Universität war zwar nicht die erste Universtät, 

jedoch zählt sie als 16. Deutsche Universität zur zweiten Gründungswelle 

von Hochschulen in Deutschland.131 Einmalig für diese Zeit war auch, 

dass ein Graf, der nicht dem Adel angehörte, eine Universität gründete.132 

Die Gründungsbauten der Universität wurden nur wenige Schritte neben 

und unterhalb der Tübinger Stiftskirche St. Georg gebaut.  

 

Abbildung 3:  Tübinger Neckarfront mit Universitätsbauten zwischen "Fürstlichem Sti-
pendium" (links) und Stiftskirche St. Georg (rechts).133 

                                                           
130 Vgl. Springer, Walter in Springer, Walter/ Lang, Heinrich/ Schütz, Wolfgang: Tübingen-Die 
junge Universitätsstadt, Friedrich Bahn Verlag, Konstanz 1989, S.13 
131Vgl. Goer, Michael: Die Alte Aula in Tübingen, Baugeschichte und Bauaufgabe 1547-1777-
1845 in: Architektur für Forschung und Lehre: Universität als Bauaufgabe in der Reihe Kieler 
Kunsthistorische Studien N.F., Verlag Ludwig, Kiel 2010, S. 1 
132 Vgl. Springer in Springer/Lang/Schütz: Tübingen- Die junge Universitätsstadt, S. 13 
133 Vgl. Goer, Michael: Die Alte Aula in Tübingen, Baugeschichte und Bauaufgabe 1547-1777-
1845, S. 2 
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Der spätmittelalterliche Universitätsbereich entwickelte sich zwischen dem 

Evangelischen Stift (A) und der Stiftskirche (K) (Abb. 4). Entlang der 

Münzgasse wohnten die wichtigsten Professoren, die in ihren Häusern 

auch Vorlesungen hielten (B-E). Das Kollegium (G) und die östlich an-

schließenden Lektorien dienten als weitere Unterkunft für Professoren und 

wurden auch für Prüfungs- und Unterrichtszwecke genutzt. Die Burse (H) 

gehört zu den größten Fachwerkbauten in Württemberg zur damaligen 

Zeit, und war für die Studenten Wohnheim, Mensa und Vorlesungsgebäu-

de zugleich. In der Burse erhielten die Studenten ihre Grundausbildung in 

der Artes liberales (lat. sog. freie Künste), die mit dem heutigen Gymna-

sium vergleichbar ist. Erst wer dort seine Prüfungen abgelegt hatte, durfte 

im Anschluss an den Oberen Fakultäten Jura, Theologie oder Medizin wei-

terstudieren.134 Während der ersten Jahre der jungen Universität wurden 

die Vorlesungen auch in der Alten Sapienz (I) gehalten. Diese brannte je-

doch im Jahre 1534 gemeinsam mit der nördlichen Vorgängerbebauung 

der heutigen Alten Aula (J) und des Lektoriengebäudes ab.  

 

Abbildung 4:  Tübingen, mit dem früheren Universitätsbereich im historischen Altstadt-
grundriss135 

                                                                                                                                                               
 
134 Vgl. Springer in Springer/Lang/Schütz: Tübingen- Die junge alte Universitätsstadt, S. 13, vgl. 
auch Goer, Michael: Die Alte Aula in Tübingen, Baugeschichte und Bauaufgabe 1547-1777-1845, 
S. 3 
135 Vgl. Goer, Michael: Die Alte Aula in Tübingen, Baugeschichte und Bauaufgabe 1547-1777-
1845, S. 3 
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Die niedergebrannten Gebäude wurden im Jahre 1547 durch einen Neu-

bau ersetzt, und genau dieser Neubau stellt heute die Alte Aula dar.136 

Auch die Funktion des Chores der Stiftskirche als Universitätsaula, ging 

1547 auf das neue Universitätshaus -die Alte Aula- über. Bis dahin, war 

der Chor der Stiftskirche sowohl Ehrenbegräbnisplatz von ausgezeichne-

ten Professoren, als auch Festsaal der Universität und Raum für Promo-

tionen gewesen.137 Das Gebäude trug jedoch noch nicht immer den Na-

men „Alte Aula“. Nach dem Brand 1534 sprach man vorerst vom Universi-

tätshaus oder von der „Aula Nova“ (lat. Neue Aula), dem Namen des gro-

ßen Saals im Erdgeschoss. Der heute gebräuchliche Name „Alte Aula“ 

entstand erst 1845 mit der Einweihung der „Neuen Aula“ in der Wilhelms-

straße.138 Die Alte Aula war ein zentrales Hörsaalgebäude und stellte dar-

überhinaus noch Räumlichkeiten für die Bibliothek, das Archiv, den Senat 

und die Getreidelagerung im Dachgeschoss zur Verfügung. Nach bauhis-

torischen Befunden blieb die Alte Aula bis ins Jahr 1777 weitestgehend 

unverändert und wurde auch bis in das frühe 19. Jahrhundert im Wesentli-

chen unverändert genutzt. 

Unter der Herrschaft von Herzog Karl Eugen geriet die Tübinger Universi-

tät in eine Krise. Dieser war mit der mangelnden Bereitschaft der Profes-

sorenschaft, die Hochschule in Tübingen zu erneuern und zu modernisie-

ren unzufrieden und gründete deshalb im Jahre 1770 die „Academie“, eine 

Militär- und Pflanzenschule, die anfangs im Schloss Solitude angesiedelt 

wurde, nach fünf Jahren aber bereits aus Platzmangel nach Stuttgart ver-

legt wurde. In dieser sogenannten „Hohen Karlsschule“ begann ein sys-

tematischer Fächerausbau. Über die Fächer, die in Tübingen angeboten 

wurden hinaus, konnte man dort noch Geschichte, Geographie, lebende 

Sprachen und modernere Fächer, wie z. B. Handelskunde studieren. Nur 

Theologie bot die „Hohen Karlsschule“ nicht an. Im Jahre 1781 erklärte 

                                                           
136 Vgl. Huber, Rudolf: Die Universitätsstadt Tübingen, H. Laupp`sche Buchhandlung,  3. Aufla-
ge, Tübingen 1968 
137 Vgl. Goer, Michael: Die Alte Aula in Tübingen, Baugeschichte und Bauaufgabe 1547-1777-
1845, S. 4 
138 Vgl. Anlage 10, S. XXIII, 3. Seite 
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Kaiser Joseph II die Karlsschule sogar zur Volluniversität. Dadurch ging 

die Zahl der Studierenden in Tübingen laufend zurück. Im Jubiläumsjahr 

1777 hatten sich in Tübingen noch 28, anstatt der sonst üblichen 50 Stu-

denten eingeschrieben. 1782 waren es nur noch 7 Hörer, davon 5 Theolo-

gen. Nach dem Tod Herzog Karl Eugens im Jahre 1794 wurde die „Hohen 

Karlsschule“ durch dessen Bruder aufgelöst, was für die Tübinger Univer-

sität wieder an Aufschwung bedeuten durfte. 

Das heutige Aussehen erhielt die Alte Aula zum 300jährigen Universitäts-

jubiläum. Im Jahre 1777 ließ Herzog Karl Eugen das Hauptgebäude der 

Universität in Tübingen -die Alte Aula- anlässlich der Dreihundertjahrfeier 

als sein Geschenk im zeitgemäßen spätbarocken Stil umbauen, welcher 

die Alte Aula noch heute prägt.  

Ein wichtiges Ereignis für die Universität Tübingen und somit auch für die 

Alte Aula, stellte die Übertragung des Schlosses Hohentübingen durch 

König Friedrich I. von Württemberg an die Universität im Jahre 1816 dar. 

Die Bibliothek, die bisher im Untergeschoss der Alten Aula untergebracht 

war, wurde daraufhin im Jahre 1819 im ebenerdigen Rittersaal des 

Schlosses eingerichtet, da die Unterbringung in der Alten Aula als nicht 

mehr ausreichend und zeitgemäß angesehen wurde. Weiter wurden im 

Schloss die ersten naturwissenschaftlichen Fächer unterrichtet. Dies war 

jedoch erst der Beginn einer Erweiterung der Tübinger Universität in der 

ersten Hälfte des 19. Jahrhunderts.139 Der Lehrbetrieb begann mit 250 

Studenten, die Medizin, Jura oder Theologie studieren konnten.140 Heute 

sind rund 24 000 Studenten an der Universität in Tübingen eingeschrie-

ben141, die über 150 Studienmöglichkeiten haben.142 Die Studentenzahlen 

von früher waren also, gemessen an den heutigen Verhältnissen, sehr 

niedrig, so dass die Tübinger Universität mit den Gebäuden rund um die 

                                                           
139 Vgl. Goer, Michael: Die Alte Aula in Tübingen, Baugeschichte und Bauaufgabe 1547-1777-
1845, S. 11-15 
140 Vgl. Springer in Springer/Lang/Schütz: Tübingen- Die junge alte Universitätsstadt, S. 13  
141 Vgl. Anlage 11, S. XXXV  
142 Vgl. Anlage 12, S. XXXVI 
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Alte Aula bis ins 19. Jahrhundert auskam.143 Im Jahr 1837 beantragte der 

amtierender Oberbibliothekar und Staatsrechtler Professor Robert von 

Mohl im Senat den Neubau eines Universitätshauses außerhalb der Alt-

stadt, welches die Alte Aula ersetzten sollte, da er diese für die Sammlun-

gen und Vorlesungen als nicht geräumig genug empfand. Daraufhin wurde 

in den Jahren 1841 bis 1845 in der sogenannten Wilhelmsvorstadt die 

Neue Aula errichtet und am 31. Oktober 1845 mit einem festlichen Umzug 

eröffnet.144 Der Bau der Neuen Aula, sowie der Auszug der Bibliothek in 

das Schloss im Jahre 1819 brachten für die Alte Aula eine umfassende 

Nutzungsänderung mit sich. Direkt nach der Fertigstellung der Neuen Aula 

wurden an der Alten Aula verschiedenen Baumaßnahmen vorgenommen, 

und in das Gebäude kamen die naturwissenschaftlichen Sammlungen und 

geisteswissenschaftliche Institute.  

Im Jahre 2007 haben umfangreiche und aufwändige Sanierungsmaßnah-

men begonnen, bei denen der Denkmalschutz von großer Bedeutung ist, 

und auf die in Kapitel 9 näher eingegangen wird. 

Den heutigen Universitätsnamen „Eberhard Karls Universität“ erhielt die 

Tübinger Universität 1769 durch Herzog Karl Eugen, welcher eine Kombi-

nation des Namens des Gründers und seines Namens vornahm.145  

8.2 Die Baubeschreibung der Alten Aula 

Die Alte Aula mit der Flurnummer 127/8 liegt auf den landeseigenen 

Grundstücken 127/3 und 130 und befindet sich in der Münzgasse 30 in 

Tübingen.146 Sie ist in den Hang zwischen Münzgasse und Bursagasse 

gebaut und nimmt schon seit 1547 eine rechteckige Grundfläche von rund  

25,5 auf 15,5 Metern ein, die quer zum Hang steht.  

                                                           
143 Vgl. Sydow, Jürgen: Universitätsstadt Tübingen, Verlag Gebr. Metz, 4. Auflage, Tübingen 
1986 
144 Vgl. Goer, Michael: Die Alte Aula in Tübingen, Baugeschichte und Bauaufgabe 1547-1777-
1845, S. 15 
145 Vgl. Anlage 13, S. XXXVII  
146 Vgl. Anlage 15, S. XXXIX, 2. Seite 
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Durch diese Lage erhielt das Gebäude 1547 drei Unterschosse, ein Erd-

geschoss und ein Obergeschoss mit darüber liegendem, viergeschossi-

gem Satteldach (Abb. 5). Erst zum Dreihundertjährigen Universitätsjubi-

läum ließ Herzog Karl Eugen im Zuge der barocken Modernisierung das 

steile Satteldach durch ein neues zweigeschossiges Mansardwalmdach 

ersetzen (Abb. 6). 

 

Abbildung 5:  Alte Aula, Nordfassade vor 
dem Umbau 1777148 

 

Außerdem wurde bei dem Umbau die ältere unsymmetrische Befenste-

rung durch eine gleichmäßige Fenstergliederung mit großen verglasten 

Kreuzstockfenstern ersetzt.149 Die Universitätsgebäude in Tübingen, dar-

unter auch die Alte Aula, waren sehr üppig befenstert, was diese von den 

Bürgerhäusern unterschied.150 

 

                                                           
147 Vgl. Anlage 10, S. XXIII 
148 Vgl. Goer, Michael: Die Alte Aula in Tübingen, Baugeschichte und Bauaufgabe 1547-1777-
1845, S. 8 
149 Vgl. Anlage 10, S. XXIII, 11. Seite 
150 Vgl. Goer, Michael: Die Alte Aula in Tübingen, Baugeschichte und Bauaufgabe 1547-1777-
1845, S. 4 

      
 

  Abbildung 6 : Alte Aula, Ostansicht 1970er         
Jahre147 
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Auch die repräsentative Eingangsseite der Alten Aula, die nur wenige 

Schritte von der Stiftskirche entfernt ist, wurde symmetrisch mit Mittelrisalit 

(einem aus der Mitte hervorspringenden Gebäudeteil), wappenge-

schmückten Dreiecksgiebel, Mittelaltan (balkonartiger Anbau) sowie Band-

rustika ausgestattet (Abb.7).151  

 

Abbildung 7:  Repräsentative Eingangsseite der Alten Aula152  
 

Das Besondere am Bau der Alten Aula ist, dass sie die Clinikumsgasse 

überspannt. Im zweiten Untergeschoss führt diese Gasse durch das Ge-

bäude und unterteilt es in einen nördlichen und in einen südlichen Teil. 

Außerdem besitzt das dritte Untergeschoss nicht die volle Geschossflä-

che, sondern umfasst nur den Bereich südlich der Clinikumsgasse      

(Abb. 6). Aufgrund ihrer Lage zum Hang, besteht die Alte Aula zur Münz-

gasse hin aus vier, zur Neckarseite hin aus sieben Stockwerken, was für 

damalige Verhältnisse eine beachtliche Ingenieursleistung war. Das vierte 

Vollgeschoss ist von der Nordseite her als Erdgeschoss erschlossen.153 

                                                           
151 Vgl. Anlage 10, S. XXIII, 8. Seite 
152 http://www.tuebingen.de/index_22484.html vom 04.01.2010 
153 Vgl. Anlage 10, S. XXIII, 2. und 5. Seite 
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Bei der Alten Aula handelt es sich um ein Fachwerkhaus, dessen Fassade 

ursprünglich fachwerksichtig war. Die Holzkonstruktion ist heute jedoch 

nur noch im Gebäudeinneren sichtbar. Dort sieht man die mächtigen Frei-

ständer in den drei Untergeschossen und im Erdgeschoss, welche an den 

Kreuzungspunkten der Längs- und Querunterzüge sitzen und das Gebäu-

de in fünf Quer- und drei Längszonen gliedern. Unterzüge sind Träger zur 

Aufnahme einer darüber liegenden Last.154 

Bautypologisch betrachtet, handelt es sich bei der Alten Aula um ein 

mehrgeschossiges und großräumiges Ökonomiegebäude mit rasterförmi-

gem, offenem Grundriss. Die Alte Aula entspricht nicht dem Bautyp eines 

typischen Universitätsgebäudes jener Zeit, sondern eher dem großflächi-

gen Bautypus eines Fruchtkastens (Kornlager). Tübingen orientierte sich 

also nicht an traditionell universitären Einrichtungen wie z. B. der Klöster, 

sondern suchte eine andere, eigenständige Erscheinungsform für ihr Uni-

versitätsgebäude.155  

Die Raumaufteilung der Alten Aula war schon im ersten Bauzustand 1547 

sehr großzügig, und wie folgt gegliedert:  

Das dritte Untergeschoss, sowie der südliche Teil des zweiten Unterge-

schosses bestanden beide aus einem großen, ungeteilten Raum mit vier 

Freiständern. Diesen beiden Untergeschossen wurde der Zugang jeweils 

durch einen separaten Eingang in Form eines stichbogigen Tores ermög-

licht. Der nördliche Bereich des zweiten Untergeschosses hatte ebenfalls 

einen eigenen Eingang. Darüber befand sich im ersten Untergeschoss ein 

feuersicherer Tresorraum mit vergitterten Fenstern und eisenbeschlage-

nen Bohlentüren. Bohlentüren sind durch ihre Dicke und Breite besonders 

stabil. Die Mauerwerke des Tresorraumes bestehen bis heute aus Resten 

                                                           
154 Vgl. Der Brockhaus in 10 Bänden, 9. Band, F. A. Brockhaus GmbH, Leipzig 2005, S. 6624 
155 Vgl. Goer, Michael: Die Alte Aula in Tübingen, Baugeschichte und Bauaufgabe 1547-1777-
1845, S. 7 
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des abgebrannten Lektorienbaus von 1477. Bis 1819 war  in den Unterge-

schossen die Bibliothek der Universität Tübingen untergebracht.156 

Der Hauptsaal der Alten Aula befand sich im Erdgeschoss. Er nahm fast 

die gesamte Geschossfläche ein und beinhaltete acht Freiständer. Sowohl 

im Erdgeschoss, als auch im Untergeschoss haben sich die mächtigen 

und freistehenden Holzstützen vollständig erhalten (Abb. 8).158  

Das Erdgeschoss und Teile des ersten Untergeschosses wurden mit be-

malten Kassettendecken ausgestattet, die heute ebenfalls fast vollständig 

erhalten sind.159 Im Obergeschoss konnte eine Bohlenstube mit massiven 

Wänden und Feuerungswand gegen Süden nachgewiesen werden. Der 

südlich angrenzende Raum könnte damals als Küche gedient haben. Wei-

ter bestand das Obergeschoss noch aus einem Längsflur mit mehreren 

                                                           
156 Vgl. Anlage 10, S. XXIII, 6. und 7. Seite 
157 Vgl. Goer, Michael: Die Alte Aula in Tübingen, Baugeschichte und Bauaufgabe 1547-1777-
1845, S. 9 
158 Vgl. Goer, Michael: Die Alte Aula in Tübingen, Baugeschichte und Bauaufgabe 1547-1777-
1845, S. 7 und 8 
159 Vgl. Goer, Michael: Die Alte Aula in Tübingen, Baugeschichte und Bauaufgabe 1547-1777-
1845, S. 9 
 

 
Abbildung 8:  Längsschnitt der Alten Aula. Gut erkennbar sind die kräftigen 

Holzstützen157 
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Zimmern und einem quadratischen Saal. Der Dachraum der Alten Aula 

von 1547 diente zur Lagerung von Naturalabgaben, worauf die mit Lade-

luken und die mit Holzgittern versehenen kleinen Fenster hindeuten 

(Abb.5).160  

Auch nach dem Umbau im Jubiläumsjahr 1777 wurde das neue Mansard-

dach zunächst nicht ausgebaut, sondern als Fruchtboden genutzt.  Im In-

neren wurde das barocke Treppenhaus eingebaut, welches vom Erdge-

schoss bis ins erste Dachgeschoss führte und einer repräsentativen Ge-

staltung diente (Abb. 8). Die oben genannten Grundrissauslegungen sind 

weitestgehend unverändert geblieben, nur die kleine Bohlenstube fiel dem 

barocken Treppeneinbau zum Opfer. Nach dem Umbau befanden sich im 

ersten Obergeschoss der Senatssaal, eine Juristenstube, zwei Registra-

turkammern, eine Pedellenstube und eine Küche.161 Der Pedell war da-

mals eine organisatorische Hilfskraft und Hausmeister einer Universität.162 

Die Nutzung der Alten Aula als Hörsaalgebäude, Bibliothek, Archiv, sowie 

Tresor und Lagerfläche von Naturalabgaben, blieb bis in das frühe 19. 

Jahrhundert weitestgehend gleich. Erst mit der Fertigstellung der Neuen 

Aula 1845 in der Wilhelmsstraße veränderten sich die Funktion und die 

Nutzung der Alten Aula. Die Lagerflächen im oberen Mansardgeschoss 

wurden aufgegeben und es wurde 1846 ein Hängewerk zur Verstärkung 

der Dachkonstruktion eingebaut. In die Alte Aula zogen nun die naturwis-

senschaftlichen Sammlungen und die geisteswissenschaftliche Institute.163  

                                                           
160 Vgl. Anlage 10, S. XXIII, 7. und 8. Seite 
161 Vgl. Anlage 10, S. XXIII, 9. Seite 
162 Vgl. Der Brockhaus in 10 Bänden, 7. Band,  F. A. Brockhaus GmbH, Leipzig 2005, S. 4725 
163 Vgl. Goer, Michael: Die Alte Aula in Tübingen, Baugeschichte und Bauaufgabe 1547-1777-
1845, S. 18 
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9 Die Alte Aula in Zusammenhang mit dem Denkmal-

schutz 

9.1 Die Alte Aula als eingetragenes Kulturdenkmal 

In den Jahren nach 1900 wurden in einigen deutschen Bundesländern, 

mitunter auch in Baden und Württemberg, neue denkmalschützende Vor-

schriften in das Bauordnungsrecht aufgenommen. Der Schutzumfang war 

zwar sehr eingeschränkt, jedoch waren sie in vielen Ländern die ersten 

Vorschriften, die Beschränkungen des Privateigentums zugunsten des 

Denkmalschutzes ermöglichten.164  

Die Alte Aula wurde somit bereits am 08. Februar 1926 in das aufgrund 

von Art. 97 Abs. 7 der Württembergischen Bauordnung angelegte Lan-

desverzeichnis der Baudenkmale unter Kreis Tübingen, Gemeinde Tübin-

gen, Nr. 527, 4 eingetragen.165 Der § 28 des heutigen Denkmalschutzge-

setztes enthält Übergangsbestimmungen für solche Fälle. Gem. § 28 Abs. 

1 Nr. 2 DSchG gilt eine Eintragung in das aufgrund von Art. 97 Abs. 7 der 

Württembergischen Bauordnung angelegten Landesverzeichnis der Bau-

denkmale, als Eintragung in das Denkmalbuch gem. § 12 DSchG. 

Nach § 28 Abs. 2 DSchG sollen Eintragungen, die in das o. g. Landesver-

zeichnis der Baudenkmale erfolgten, nach den für die Neueintragungen 

geltenden Bestimmungen in das Denkmalbuch übertragen werden. Somit 

handelt es sich bei der Alten Aula um ein Kulturdenkmal von besonderer 

Bedeutung i. S. d. § 12 DSchG. Die besondere Bedeutung liegt bei der 

Alten Aula vor, da sie in besonderem Maße von wissenschaftlicher (vor 

allem bau- und universitätsgeschichtlicher), sowie von heimatgeschichtli-

cher Bedeutung ist. Außerdem besteht an der Alten Aula insbesondere 

wegen ihres dokumentarischen Wertes ein öffentliches Erhaltungsinteres-

se. Somit ist bei der Alten Aula sowohl die Denkmalfähigkeit als auch die 

                                                           
164 Vgl. Hammer, Felix: Die geschichtliche Entwicklung des Denkmalrechts in Deutschland, 
J.C.B. Mohr (Paul Siebeck), Tübingen 1995, S. 168, 170 
165 Vgl. Anlage 14, S. XXXVIII  
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Denkmalwürdigkeit gegeben und sie genießt durch ihre besondere Bedeu-

tung einen zusätzlichen gesteigerten Schutz, worauf bei nachfolgend dar-

gestellten Umbaumaßnahmen besonders darauf zu achten ist. 

9.2 Aktuelle Sanierung und Umbaumaßnahmen der Alten  Aula 

Da die Alte Aula, die auf landeseigenen Grundstücken liegt, einsturzge-

fährdet war, wird sie nun schon seit 2007 umfangreich saniert. Auf die 

Einsturzgefahr wurde man deshalb aufmerksam, da im Parkett die Fugen 

aufgingen und diese immer breiter wurden, was auf Veränderungen der 

darunterliegenden Holzkonstruktion schließen ließ. Darüberhinaus waren 

die Fachwerkaußenwände an vielen Stellen ausgebeult, weil die tragen-

den Rahmenhölzer durch Vermoderung ihre geometrische Form verändert 

haben und somit die ganze Stockwerkswand „wanderte“. Beide Schäden 

der Holzkonstruktion, die instabile Außenwände und die mangelhafte 

Holzskelettkonstruktion im Inneren, machten die Grundinstandsetzung 

dringend erforderlich.166 Im Rahmen einer Gesamtsanierung wird das Ge-

bäude derzeit wieder ertüchtigt und soll weitestgehend seine ehemalige 

Funktion zurückerhalten. Denn der große Erdgeschosssaal in Ebene vier, 

die ursprüngliche „Aula Nova“ soll wieder Vorlesungs-, Vortrags- und 

Festveranstaltungen dienen. In die Ebenen eins bis drei und die Ebene 

fünf soll die Fachbereichsbibliothek für das Institut für Erziehungswissen-

schaften kommen und in der Ebene sechs sind Projekt- und Seminarräu-

me für das Institut für Erziehungswissenschaften vorgesehen.167 Die Sa-

nierung und Umnutzung der Alten Aula wird bereits seit 2003 geplant. Im 

Oktober 2004 zogen die Orientalisten und Indologen, die bis dahin ihren 

Sitz in der Alten Aula hatten, aus. Aufgrund der Einsturzgefahr, wurden 

bereits im Jahre 2000 erste Notsicherungsmaßnahmen vorgenommen. 

Weitere Notsicherungsmaßnahmen erfolgten 2004, während gleichzeitig 

die Bauunterlagen erstellt wurden.168 Da es sich bei der Alten Aula um 

eine Sanierung handelt, bei der das Land der Bauherr ist, greift § 70 LBO, 

                                                           
166 Vgl. Anlage 2, S. XIV 
167 Vgl. Anlage 15, S. XXXIX, 2. Seite  
168 Vgl. Anlage 16, S. XLV  
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welcher besagt, dass an die Stelle der Baugenehmigung die Zustimmung 

tritt, wenn das Land zum einen der Bauherr ist, und dieser zum anderen 

die Leitung der Entwurfsarbeiten und die Bauüberwachung geeigneten 

Fachkräften seiner Baubehörden übertragen hat. Dies ist hier der Fall. 

Entwurf, Planung, Bauleitung und Bauüberwachung übernimmt hier das 

Vermögen und Bau Amt Tübingen. Die Zustimmung gem. § 70 LBO und 

die denkmalrechtliche Zustimmung gem. § 15 i. V. m. § 7 DSchG erfolgte 

dann im Mai 2005.  

9.2.1 Denkmalschutzrechtliche Auflagen der Sanierun gsmaßnahmen 

Da es sich, wie oben bereits erläutert, bei der Alten Aula um ein Kultur-

denkmal von besonderer Bedeutung i. S. v. § 12 DSchG handelt, sind bei 

diesem Bauvorhaben einige denkmalrechtliche Auflagen zu beachten.  

So bedarf zum Beispiel jede Abweichung der in den Antragsunterlagen 

dargestellten Maßnahmen einer erneuten Prüfung und Entscheidung der 

Denkmalschutzbehörde. Weiter ist die Beseitigung von Anstrichen, Ver-

putzen, Holzkonstruktionen, Fenstern, Dachdeckungen oder Ähnlichem 

ohne die einvernehmliche Absprache mit den Denkmalschutzbehörden 

unzulässig. Diese Auflagen entsprechen auch dem Inhalt des § 15 

DSchG, welcher die Genehmigungspflicht bei eingetragenen Kulturdenk-

malen regelt. Auch ist die Denkmalschutzbehörde bei Schäden und Män-

geln, die während der Baumaßnahmen auftreten, oder auch bei neu auf-

tretenden Funden und Befunden, z. B. am historischen Baugefüge, an 

Wänden, Decken, Fußböden usw. unverzüglich zu benachrichtigen und 

das weitere Vorgehen ist mit ihr abzustimmen (Vgl. Anzeigepflicht § 16 

DSchG). Die durchzuführenden Maßnahmen werden durchgehend von 

der Denkmalbehörden fachlich begleitet und es müssen regelmäßig ge-

meinsame Ortstermine stattfinden, deren Inhalt zu protokollieren ist.  

Außerdem ist das Zubehör der Alten Aula vor Diebstahl, Beeinträchtigun-

gen, Beschädigungen oder Verschmutzungen zu schützen. Desweiteren 

wurde mit den beauftragten Unternehmen schriftlich vereinbart, dass auch 
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diese die nach den öffentlich-rechtlichen Vorschriften bestehende Erhal-

tungspflicht einzuhalten haben.169 

Weitere Auflage und Voraussetzung der Zustimmung sind die Durchfüh-

rung von restauratorischen Untersuchungen der Fassaden auf historische 

Putze und Farben, der Holzkassetten- und Stuckdecken, sowie restaurato-

rische Untersuchungen im Bereich geplanter neuer Öffnungen. Außerdem 

müssen Befunddokumentationen der Fassaden und der geöffneten De-

cken bzw. Fußbodenbereiche vorgenommen werden.170 

Historische Fenster, Klappläden, Türen, Tore, Treppen, Dielenböden, 

Holzkassettendecken und Stuckdecken müssen an ihrem Standort erhal-

ten bleiben und von dafür qualifizierten Fachhandwerkern bzw. Restaura-

toren repariert und restauriert werden. 

Die Vergabe  der Arbeiten ist ausschließlich an solche Fachhandwerker 

und Restauratoren zu übertragen, die an Referenzobjekten nachweisen 

können, dass sie vergleichbare Arbeiten an Kulturdenkmalen bereits er-

folgreich ausgeführt haben. Die Denkmalbehörde hat sich in den Auflagen 

sogar vorbehalten, die Vergabe der Zimmermannsleistungen von der 

Herstellung und Überprüfung eines Arbeitsmusters an einem repräsentati-

ven Bauteil abhängig zu machen. 171  

Bisher konnten die denkmalschutzrechtlichen Auflagen jedoch nicht immer 

erfüllt werden, da dies aufgrund der Vorschriftenlage, aber auch wegen 

der Eigenart der Bausubstanz nicht immer möglich war. So sollten z. B. 

Bauleistungen durch eine Direktvergabe ohne Ausschreibung an Unter-

nehmen vergeben werden, was jedoch aufgrund des vorgeschriebenen 

Wettbewerbs nicht möglich war.172 

                                                           
169 Vgl. Anlage 17, S. XLVI, 2. Seite 
170 Vgl. Anlage 17, S. XLVI, 3. Seite 
171 Vgl. Anlage 17, S. XLVI, 4. Seite 
172 Vgl. Anlage 2, S. XIV 
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9.2.2 Maßnahmen zur Sanierung und Neubelegung der A lten Aula 

Der Baubeginn der Sanierungsmaßnahmen der Alten Aula war am          

15. Oktober 2007 . Zuvor erfolgten im Oktober 2005 noch umfangreiche 

Untersuchungen an der Fassade und Ende 2005 wurden die historischen 

und dekorativ bemalten Kassettendecken abgenommen, die später genau 

so wieder eingebaut werden sollen.173 Da sich die Alte Aula in einer Fuß-

gängerzone der Altstadt befindet, mussten die langen Hölzer, die für den 

Umbau benötigt wurde, teilweise nachts geliefert werden.174 

Nach dem Erläuterungsbericht und Stellungnahme zur Bauunterlage wur-

den an der Alten Aula folgende Maßnahmen vorgenommen:  

Ständerwerk und Unterzüge 

Durch Überlastung und Überbeanspruchung über die Jahrhunderte, haben 

sich die unter den Eichenstützen liegenden Quer- und Deckenbalken ge-

bogen und sind teilweise sogar gebrochen (Abb. 9 und 10). Nach den An-

gaben von Michael Hermann, welcher 2004 eine bauhistorische Untersu-

chung vorgenommen hat, verlor dadurch jedes Stockwerk rund zwei cm 

an Höhe. Um die Standsicherheit des Gebäudes wieder zu gewährleisten, 

wurden etliche tragende Bauteile des Holzständerwerkes verstärkt und 

ertüchtigt. Die tragenden Stützen (Abb. 8) des historischen Ständerwerkes 

aus Eichenholz in den Ebenen eins bis vier wurden gerichtet, Fäulnis-

schäden repariert und wo es notwendig war, auch ganze Bauteile ausge-

tauscht. Dazu wurde ein provisorisches Traggerüst im Inneren aus Holz-

balken errichtet, damit die Bauarbeiter die Knotenpunkte um die schweren 

Eichenstützen herum herausnehmen und die Verbindungshölzer reparie-

ren konnten. Die Ertüchtigung erfolgte an den Stützköpfen durch ein 

Stahlkorsett und an den Unterzügen mit Stahlverstärkungen. Außerdem 

erhielten die Stützfüße eine Bleiunterlage.175  

                                                           
173 Vgl. Anlage 16, S. XLV  
174 Vgl. Zeitungsartikel im Reutlinger General- Anzeiger vom  21. November 2009 S. 27 
175 Vgl. Anlage 15, S. XXXIX, 3. Seite 
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Abbildung 9:  Durchgedrückter Deckenbalken unter einer Eichenstütze176 
 
 
 
 

 
 

Abbildung 10:  Gebogene Deckenbalken und provisorisches Traggerüst aus Holzbal-
ken177 

                                                           
176 Fotoaufnahme von Herrn Haas vom Vermögen und Bau Amt Tübingen im Jahr 2008  
177 Fotoaufnahme von Herrn Haas vom Vermögen und Bau Amt Tübingen im Jahr 2008  
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Fachwerk-Außenwände, Innenwände, Wand- und Deckenve rkleidung 

Die Fachwerkkonstruktion wurde dort, wo es nötig war punktuell, zum Teil 

auch großflächig freigelegt, um Schäden an den Balkenköpfen und ande-

ren Konstruktionsteilen zu beheben. Die historischen Gefache und Au-

ßenputze wurden nach Möglichkeit und nach Absprache mit der Denkmal-

pflege und der Tragwerksplaner „in situ“, das heißt an Ort und Stelle, be-

lassen. Bauhistorisch wertvolle Innenwände (z. B. in Ebene fünf) wurden 

räumlich in die Neuplanung integriert. Die historischen Innenputze und 

Stuckdecken konnten nach Absprache mit der Denkmalpflege weitgehend 

erhalten bleiben. Entgegen der denkmalpflegerischen Vorstellungen 

mussten wegen der Reparaturen an der Holzkonstruktion die Wand- und 

Deckentäfer ausgebaut und für den späteren Wiedereinbau aufbewahrt 

werden. Weiter wurden die Geschossdecken mit schwimmenden Boden-

konstruktionen auf ein nahezu waagrechtes Niveau gebracht.178 

Naturstein-Außenwände, Farbfassung  und Gewölbe 

Das Sichtmauerwerk in Ebene eins und zwei und die Sandsteinverklei-

dung in den Ebenen vier und fünf (Mittelrisalit) wurden nach Absprache mit 

dem Restaurator gereinigt und ausgebessert. Die historische Außenputz-

fragmente in Ebene eins wurden nach ebenfalls erfolgter Rücksprache mit 

dem Restaurator konserviert. Alle Farbentscheidungen mussten mit der 

Denkmalpflege abgesprochen werden, wobei  die historische Farbfassun-

gen vom Restaurator untersucht wurden. Da die Gewölbe noch intakt sind, 

sind diese von den Sanierungsmaßnahmen nicht betroffen. 

Fenster und Türen 

Die wenigen historisch erhaltenen Fenster wurden samt Leibungen gerich-

tet und wieder eingebaut, wobei zur Verbesserung des Wärmeschutzes 

ein zweites Innenfenster mit eingebaut wurde. Alle sonstigen Fenster wur-

den mit ähnlichen Teilungen und in enger Anlehnung an die historischen 

                                                           
178 Vgl. Anlage 15, S. XXIX, 4. Seite 
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Proportionen erneuert. Das gleiche gilt auch für die Fensterläden.  

Die historischen Außentüren wurden mit Futter und Bekleidung nach Ab-

sprache mit dem Restaurator und der Denkmalbehörde erhalten und auf-

gearbeitet. In den Ebenen eins und zwei wurden die historischen Außentü-

ren repräsentativ „in situ“ erhalten. Jedoch sind diese Außentüren nicht 

mehr in Funktion, da sie als Zugänge für Behinderte nicht geeignet sind. 

Die historischen Innentüren wurden erhalten.179 

Innentreppen 

Die historische Barocktreppe wurde erhalten und dort, wo es notwendig 

war, repariert. Zwischen den Ebenen eins bis drei wurde eine neue Innen-

treppe eingebaut. 

Aufzug 

Es wurde ein Aufzug von der Ebene drei bis zur Ebene sechs eingebaut. 

Bei diesem Aufzug in der Alten Aula  handelt es sich um den ersten Auf-

zug, dessen Schacht aus Holz hergestellt wurde. Aus brandschutztechni-

schen Gründen mussten die Türöffnungen mit einem Stahlbetonrahmen 

versehen werden, damit sich im Falle eines Brandes das Feuer nicht 

durch den Aufzug in anderen Ebenen ausbreiten kann.180 

Dachtragwerk 

Da die historische Dachkonstruktion aus verschiedenen Bauphasen nach 

Angaben der Tragwerksplaner weitgehend intakt ist, und der Dachraum 

keine Nutzung erhalten soll, wurden nur einzelne Bauteile repariert und 

Schäden an der Dachdeckung behoben.181 

 

 

                                                           
179 Vgl. Anlage 15, S. XXXIX, 4. Seite 
180 Vgl. Anlage 2, S. XIV 
181 Vgl. Anlage 15, S. XXXIX, 3. Seite  
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Ausstattung 

In den Ebenen eins bis drei und fünf bis sechs erhält die Alte Aula eine 

neue Einrichtung mit dem üblichen Universitätsstandard für Bibliotheks- 

und Institutsnutzung. Der große Hörsaal in Ebene vier, der gleichzeitig als 

Konferenzraum genutzt werden soll, wird mit den technischen erforderli-

chen Medien ausgestattet.182 

9.2.3 Baufertigstellung und Gesamtbaukosten 

Wie oben bereits erwähnt, war der Baubeginn im Oktober 2007. Die sta-

tisch konstruktive Sanierung dauerte rund 18 Monate und ist vollständig 

abgeschlossen.183 Auch die Fassadensanierung und die Abdichtung des 

Gebäudes sind erledigt.  

Derzeit werden technische Installationen in den Bereichen Elektrik, Was-

ser, Abwasser und Heizung vorgenommen. Auch die Aufzugsmaschinerie 

wird schon eingebaut. Danach werden noch Restaurierungsarbeiten vor-

genommen und Ausstattungsgegenstände eingebaut.184 Die geplante 

Baufertigstellung soll Ende 2010 erfolgen. Insgesamt war das Vermögen 

und Bau Amt Tübingen über acht Jahre mit der Planung und Durchführung 

der Sanierung und Neubelegung der Alten Aula unter der Leitung von 

Oberbaurat Heinz Haas beschäftigt. 

Die Gesamtbaukosten  der Alten Aula betragen 5,3 Millionen Euro. Davon 

sind rund 1,2 Millionen Euro denkmalbedingte Mehrkosten .185 Auch die 

brandschutztechnischen Vorkehrungen, sowie Maßnahmen zur Erdbe-

bensicherheit und Bedürfnisse der Behinderten haben zu den Gesamt-

baukosten beigetragen. Da es sich bei der Alten Aula um ein landeseige-

nes Gebäude handelt, greifen hier keine der in Kapitel 7 beschriebenen 

Förderungsmöglichkeiten. 

                                                           
182 Vgl. Anlage 15, S. XXXIX, 7. Seite 
183 Vgl. Anlage 16, S. XLV  
184 Vgl. Anlage 2, S. XIV  
185 Vgl. Anlage 16, S. XLV  
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10 Fazit 

Abschließend lässt sich sagen, dass der Denkmalschutz und die Denk-

malpflege von sehr großer Bedeutung und Wichtigkeit sind. Vorrangig na-

türlich für den Erhalt von wertvollen historischen Gebäuden, die als Teil 

der Geschichte eine Region prägen und deshalb auch die Pflicht besteht, 

diese möglichst in unverfälschtem Zustand zu erhalten. Weiter sorgt die 

Denkmalpflege für qualifizierte Arbeitsplätze im regionalen und örtlichen 

Bauhandwerk. Denn Hauptauftragnehmer der Denkmalpflege und Altbau-

sanierung ist das Handwerk und die Aufgaben der Denkmalpflege sind 

besonders personalintensiv. 

Außerdem gilt der Denkmal- und Altbaubestand zunehmend als wichtiger 

Imagewert für Standortentscheidungen der Wirtschaft und zählt somit so-

gar zu den „weichen Faktoren“.186 Auch der Tourismus profitiert von der 

Denkmalpflege, da ein erfolgreicher Tourismus in Deutschland auf alte 

Stadtkerne und historischen Sehenswürdigkeiten angewiesen ist.187 

Wie man also sehen kann, bringen der Denkmalschutz und die Denkmal-

pflege viele positive Seiten mit sich. Auch der Tag des offenen Denkmals, 

der jährlich im September stattfindet, zeigt, dass Denkmalschutz und 

Denkmalpflege eine enorme Zustimmung in der Öffentlichkeit gefunden 

haben.  

Jedoch kann die Denkmaleigenschaft eines Gebäudes auch weitreichen-

de negativen Folgen mit sich bringen, die sich im Falle einer Sanierung bei 

der Denkmalpflege sowohl finanziell, als auch zeitlich verzögernd auswir-

ken können.  

                                                           
186 Vgl. Haspel in Martin/Krautzberger: Handbuch Denkmalschutz und Denkmalpflege,  
S. 30 Rn. 60 
187 Vgl. Haspel in Martin/Krautzberger: Handbuch Denkmalschutz und Denkmalpflege, 
 S. 31 Rn. 63 
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So kann es z. B., wie es auch aus den Auflagen zur Alten Aula erkennbar 

ist, zu unerwarteten Schadensbefunden kommen, die eine Rücksprache 

mit der Denkmalbehörde erforderlich machen.  

Daraus ergeben sich dann regelmäßige Nachforderungen an Befunden 

und Begutachtungen mit erheblichen Zusatzkosten und Bauverzögerun-

gen, die bis hin zum Baustopp führen können.  

Gerade auch im Bereich der öffentlichen Verwaltung gibt es viele Vor-

schriften, die nur sehr schwer mit dem Denkmalschutz zu vereinbaren 

sind. So ist es z. B. erforderlich, die benötigte Summe der Baukosten vor 

dem eigentlichem Baubeginn zu nennen, um die Summe im Haushaltsplan 

zu veranschlagen, jedoch kommt es bei einem denkmalgeschützten Ob-

jekt häufig zu unerwarteten Maßnahmen, die die veranschlagte Summe in 

die Höhe treiben. Weiter genießt der Brandschutz einen sehr hohen Stel-

lenwert, der jedoch oft den geplanten Maßnahmen zum Erhalt eines 

denkmalgeschützten Objektes entgegensteht. Auch die neuen Energie- 

und Wärmeschutzverordnungen widersprechen oftmals den Absichten der 

Denkmalpflege.  

Wie auch im Fall der Alten Aula, lassen sich die Vergaberegelungen, an 

die die öffentliche Verwaltung gebunden ist, mit den Vorstellungen und 

Wünschen zur Vergabe der Denkmalpflege häufig nur schwer in Einklang 

bringen.  

Aus den hier dargelegten Gründen lässt sich erkennen, dass in diesem 

Bereich noch einzelne Verbesserungsmöglichkeiten bestehen, um einen 

reibungslosen Ablauf bei der Sanierung eines denkmalgeschützten Ge-

bäudes sicherzustellen. Zum einen sollten die einzelnen Vorschriften bes-

ser aufeinander abgestimmt werden, und zum anderen würde es sich an-

bieten, dass ein Team aus Historikern bzw. Denkmalpflegern und den ent-

sprechenden Bauleitern und Bauarbeitern möglichst frühzeitig zusamme-

narbeiten, um entstehenden Konflikten rechtzeitig entgegenzuwirken und 

eine geeignete Lösung zu finden, mit der alle Beteiligten zufrieden sind, 
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und womit das Denkmal, als Zeugnis der Vergangenheit, in möglichst un-

verfälschtem Zustand erhalten bleiben kann. 
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